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Bayern lebt von seiner Vielfalt. Mit 2.056 Gemeinden und Städten, 71 Land-
kreisen und 7 Bezirken ist der Freistaat sehr stark untergliedert. Mehr als 

die  Hälfte der bayerischen Gemeinden hat weniger als 3.000 Einwohner. Ande-
rerseits gibt es in Bayern aber auch Großstädte bis hin zur Landeshauptstadt 
München mit rund 1,5 Millionen Einwohnern. Die Heimatstrategie der Bayeri-
schen Staatsregierung schafft die Grundlagen für gleichwertige Lebensverhält-
nisse und Zukunftschancen überall im Land. Der kommunale Finanzausgleich 
ist eine der fünf Säulen der Heimatstrategie.

Grundlage für eine lebendige und funktionierende Selbstverwaltung der Kom-
munen, wie sie die Bayerische Verfassung und das Grundgesetz garantieren, ist 
eine ausreichende und den unterschiedlichen Strukturen angemessene Finanz-
ausstattung. Hierfür übernimmt der Freistaat Bayern die Verantwortung, indem 
er die eigenen Einnahmen der Kommunen durch einen umfangreichen Katalog 
staatlicher Leistungen ergänzt. Ein Großteil davon bündelt sich im kommunalen 
Finanzausgleich.

Im Bayerischen Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Staat, Gemeinden 
und Gemeindeverbänden (Bayerisches Finanzausgleichsgesetz – BayFAG) ist 
geregelt, an welchen Steuereinnahmen des Landes die Kommunen in welchem 
Umfang beteiligt sind und wie die vom Freistaat im Rahmen des kommunalen 
Finanzausgleichs zur Verfügung gestellten Mittel verteilt werden.

Der kommunale Finanzausgleich ist kein starres Konzept, sondern ein atmen-
des System, das Hilfe zur Selbsthilfe gewährt. Dies macht den kommunalen Fi-
nanzausgleich zu einer sehr vielschichtigen Materie, dessen Leistungen einen 
Schwerpunkt des bayerischen Staatshaushalts bilden. In jedem Haushaltsjahr 
wird die Ausstattung in einem offenen Dialog zwischen Freistaat und Kommu-
nen neu verhandelt und an die aktuellen Gegebenheiten angepasst. Ein gut aus-
gestatteter und gerechter Finanzausgleich ist gerade in wirtschaftlich schwieri-
gen Zeiten ein Stabilitätsanker für die Kommunen. Auch für das Jahr 2025 konn-
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te trotz schwieriger Rahmenbedingungen und erheblicher Herausforderungen 
für die öffentlichen Haushalte wieder eine Einigung zwischen der Bayerischen 
Staatsregierung und den kommunalen Spitzenverbänden erzielt werden. Der 
kommunale Finanzausgleich 2025 ist dabei ein enormer Kraftakt für den Frei-
staat, aber zugleich auch ein starkes Signal des Zusammenhalts an die kommu-
nale Familie. Für diese ist gerade in den aktuellen Zeiten Zuverlässigkeit und 
Stabilität von großer Bedeutung. Der kommunale Finanzausgleich schafft inso-
weit ein notwendiges Maß an Planungssicherheit für anstehende Herausforde-
rungen der Kommunen. 

Die vorliegende Broschüre soll Ihnen einen Überblick über die wichtigsten Ein-
nahmequellen der bayerischen Kommunen und die Grundzüge des kommunalen 
Finanzausgleichs mit seinen wichtigsten Leistungen verschaffen und damit den 
Einstieg in das System des kommunalen Finanzausgleichs erleichtern.

Vorwort

Albert Füracker, MdL
Staatsminister

Martin Schöffel, MdL
Staatssekretär



Die Finanzierung der bayerischen  
Kommunen im Überblick

Kommunale Umlagen an den 
Staat (und teilweise an Bund): 
• Gewerbesteuerumlage 
• Krankenhausumlage
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Entwicklung des kommunalen 
Finanzausgleichs

Insgesamt hat sich der kommunale Finanzausgleich in den letzten Jahren sehr dy-
namisch entwickelt. Im Jahr 2025 liegt dieser trotz schwieriger Rahmenbedingun-
gen auf einem neuen Spitzenniveau von insgesamt 11,98 Milliarden Euro.

Kommunaler Finanzausgleich 2019 – 2025

Die Schlüsselzuweisungen sind das Kernelement des kommunalen Finanzaus-
gleichs und von hoher Bedeutung für die kommunale Selbstverwaltung. Im Jahr 
2025 erreichen sie mit 4,85 Mrd. € einen neuen deutlichen Rekordwert. Davon 
profitieren insbesondere finanzschwache Kommunen.

Schlüsselzuweisungen 2019 – 2025
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A. Allgemeines zum  
kommunalen Finanzausgleich

Bedeutung des kommunalen Finanzausgleichs

Der kommunale Finanzausgleich umfasst einen Großteil der Finanzbeziehungen 
zwischen dem Freistaat Bayern und seinen Kommunen sowie der Finanzbezie-
hungen der Kommunen und der Kommunalverbände untereinander. „Kommu-
nen“ sind die Gemeinden, Landkreise und Bezirke. Zu den Gemeinden gehören 
im Rechtssinne auch diejenigen, die besondere Namen wie „Stadt“, „Markt“ 
oder „Marktgemeinde“ bis hin zur „Landeshauptstadt“ führen. Insbesondere ge-
hören dazu auch die kreisfreien Städte.

Im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs

• verbessert der Staat die Finanzausstattung der drei kommunalen Ebenen, da-
mit diese über ausreichende Mittel für die Erfüllung ihrer Aufgaben verfügen;

• regelt der Staat die Finanzierung der Landkreise und Bezirke durch Umlagen;

• werden unterschiedliche Einnahmemöglichkeiten der einzelnen Kommunen 
entsprechend ihrem Bedarf zu einem hohen Grad ausgeglichen;

• werden kommunale Investitionsmaßnahmen gezielt unterstützt und

• die Kommunen durch staatliche Leistungen bei der Finanzierung laufender Auf-
gaben entlastet.

Neben den Einnahmen aus dem kommunalen Finanzausgleich erhalten die Kom-
munen noch weitere Leistungen aus dem Staatshaushalt für vielerlei einzelne 
Zwecke. Insgesamt sind für das Jahr 2025 über 22,16 Milliarden Euro veran-
schlagt, von denen 11,98 Milliarden Euro (rund 54 Prozent) auf den kommunalen 
Finanzausgleich entfallen. Insgesamt fließen damit fast 30 % aus dem Staats-
haushalt an die Kommunen.
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Ziele des kommunalen Finanzausgleichs

Der kommunale Finanzausgleich hat vor allem zwei Ziele, ein fiskalisches und ein 
verteilungspolitisches:
• Zum einen soll die Aufstockung der Finanzen durch die Leistungen des Staates 

die Kommunen in die Lage versetzen, ihre Aufgaben angemessen zu erfüllen.
• Zum anderen soll der Finanzausgleich eine den Aufgaben angemessene Finanz-

verteilung unter den kommunalen Ebenen und den einzelnen Kommunen si-
cherstellen.

Der kommunale Finanzausgleich trägt damit auch zur Schaffung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse im ganzen Freistaat bei, was auch als Staatsziel in der Bayeri-
schen Verfassung verankert wurde. Das Gleichbehandlungsgebot und die Verfas-
sungsgarantie der kommunalen Selbstverwaltung ziehen hierbei aber eine Grenze: 
Die Finanzen der Gemeinden dürfen nicht völlig nivelliert oder gar übernivelliert 
werden.

Beide Ziele entsprechen der Rolle des Staates als Garant der kommunalen Selbst-
verwaltung. Eigenverantwortliches Handeln der Selbstverwaltungskörperschaften 
setzt deren finanzielle Leistungsfähigkeit voraus. Der Staat ist daher aufgrund des 
in Art. 28 Abs. 2 GG und Art. 11 Abs. 2 BV verankerten Selbstverwaltungsrechts 
der Kommunen verpflichtet, im Rahmen seiner eigenen Leistungsfähigkeit die fi-
nanzielle Lebensfähigkeit seiner Kommunen zu gewährleisten.

Vorschriften

Der kommunale Finanzausgleich ist im „Bayerischen Gesetz über den Finanzaus-
gleich zwischen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden (Bayerisches Finanz-
ausgleichsgesetz – BayFAG)“ geregelt. Dieser innerbayerische kommunale Finanz-
ausgleich ist nicht mit dem bundesstaatlichen Finanzkraftausgleich zu verwechseln, 
der zwischen Bund und Ländern und den Ländern untereinander stattfindet. Dieser 
Finanzkraftausgleich hat 2020 den bisherigen Länderfinanzausgleich abgelöst und 
ist im „Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern“ geregelt.
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Verfahren zur Festlegung des Gesamtumfangs des kommunalen 
Finanzausgleichs

Seit dem 1. Januar 2010 enthält das BayFAG neben materiellen Regelungen auch 
Vorgaben für das Verfahren zur Entscheidung über den Umfang des kommunalen 
Finanzausgleichs. In Art. 23 BayFAG ist festgelegt, dass der Entwurf des Finanzaus-
gleichs eines Haushaltsjahres vor der Beschlussfassung der Staatsregierung mit 
den kommunalen Spitzenverbänden erörtert wird. Die kommunalen Spitzenverbän-
de (Bayerischer Gemeindetag, Bayerischer Städtetag, Bayerischer Landkreistag, 
Bayerischer Bezirketag) sind von den jeweiligen Gebietskörperschaften gebildete 
Interessenvertretungen. Als Unterlage für dieses Gespräch und für die Entschei-
dung des Landtags dienen stets nach dem gleichen Schema aufbereitete Daten-
grundlagen. Diese umfassen:

• Eine vergleichende Darstellung der Finanzentwicklung des Freistaats und der 
Kommunen anhand bestimmter aussagekräftiger Haushaltseckdaten über ei-
nen Zehnjahreszeitraum und

• eine auf der Auswertung der kommunalen Rechnungsstatistik beruhende 
Schätzung der den Gemeinden verbleibenden „freien Spitze“ (d. h. diejenigen 
Mittel, die den Gemeinden zur Wahrnehmung freiwilliger Aufgaben verbleiben).

• Ergänzt wird dies durch einen Ausblick auf die zu erwartenden Einnahmen 
und auf bedarfsprägende Umstände für Staat und Kommunen im kommenden 
Haushaltsjahr.

Diese Daten stehen rechtzeitig zur Erörterung des Finanzausgleichsentwurfs mit 
den kommunalen Spitzenverbänden zur Verfügung und werden – ergänzt um das 
Ergebnis der Beratungen mit den kommunalen Spitzenverbänden – in die Begrün-
dung des Entwurfs des jährlichen Finanzausgleichsänderungsgesetzes aufgenom-
men. Der Bayerische Landtag erhält so für seine Beratungen transparente Ent-
scheidungsgrundlagen und Kenntnis von etwaigen abweichenden Meinungen der 
Kommunen. Zudem wird eine über die reine Evidenzprüfung hinausgehende ge-
richtliche Kontrolle der Ergebnisse des kommunalen Finanzausgleichs ermöglicht.
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Verhältnis des Finanzausgleichs zum Konnexitätsprinzip

Das Konnexitätsprinzip ist ein eigenständiges Schutzprinzip, das seit 1. Januar 
2004 neben den kommunalen Finanzausgleich getreten ist. Während der kommu-
nale Finanzausgleich dazu dient, insgesamt für eine auskömmliche Finanzausstat-
tung der Kommunen zu sorgen, verwirklicht das in Art. 83 Abs. 3 BV verankerte 
Konnexitätsprinzip auf die einzelne Aufgabe bezogen den Grundsatz „Wer bestellt, 
bezahlt“.

Im Vergleich zu den inzwischen in allen Verfassungen der deutschen Flächenländer 
enthaltenen Konnexitätsregeln fasst die Bayerische Verfassung das Prinzip ganz 
besonders streng: Das Konnexitätsprinzip findet immer dann Anwendung, wenn 
der Staat den Kommunen nach dem 1. Januar 2004 einzelne Aufgaben überträgt, 
sie zur Erfüllung von Aufgaben im eigenen Wirkungskreis verpflichtet oder beson-
dere Anforderungen an die Erfüllung bestehender oder neuer Aufgaben stellt. Der 
Staat muss in diesen Fällen die finanziellen Folgen seiner Entscheidung überden-
ken (Warnfunktion), und, soweit den Kommunen aus dieser Entscheidung Mehr-
belastungen entstehen, für Deckung sorgen. Dies kann durch einen pauschalen 
Ausgleich geschehen oder durch die Eröffnung einer entsprechenden Finanzquelle. 
Der Ausgleich hat ohne Ansehen der Finanzkraft der Kommunen zu erfolgen. In der 
2004 vom Freistaat Bayern und den kommunalen Spitzenverbänden in Bayern un-
terzeichneten Konsultationsvereinbarung (Art. 83 Abs. 7 BV) wird das Konnexitäts-
prinzip konkret ausgestaltet. Der erforderliche Ausgleich wird mit den kommunalen 
Spitzenverbänden nach Möglichkeit einvernehmlich festgelegt.

Soweit ungedeckte Bedarfe der Kommunen bereits über einen Konnexitätsaus-
gleich abgedeckt werden, müssen sie bei der Bemessung der staatlichen Leistun-
gen des kommunalen Finanzausgleichs nicht noch einmal berücksichtigt werden.

Auch auf Bundesebene besteht ein Schutzmechanismus zugunsten der Kommu-
nen. Diese werden durch Art. 84 Abs. 1 Satz 7 GG vor Aufgabenübertragungen 
durch den Bund geschützt. Etwaige neue Aufgaben dürfen nicht durch Bundesge-
setz übertragen werden, sondern nur durch das jeweilige Land selbst.
 



B. Die Einnahmequellen der 
Gemeinden, Landkreise und Bezirke 
im Überblick

Den Gemeinden und Gemeindeverbänden fließen die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Mittel aus unterschiedlichen Einnahmequellen zu. Eine davon ist der 
kommunale Finanzausgleich, dessen Leistungen ergänzend zu den sonstigen kom-
munalen Einnahmen gewährt werden.

I. Einnahmen der Gemeinden

Die Gemeinden – hierzu zählen im Rechtssinne auch die Städte – bilden die unters-
te kommunale Ebene. Sie erfüllen staatliche und kommunale Aufgaben im örtlichen 
Bereich wie etwa die Versorgung der Bevölkerung mit Wasser und Strom, die Orts-
planung, den Feuerschutz, das Volksschulwesen und den örtlichen Straßenbau. Die 
kreisfreien Gemeinden erfüllen darüber hinaus in ihrem Gebiet auch die Aufgaben, 
die sonst von den Landkreisen bzw. von den Landratsämtern als unteren staatli-
chen Verwaltungsbehörden wahrgenommen werden.

1. Steuereinnahmen

Die Haupteinnahmequelle der Gemeinden sind Steuereinnahmen. Die um Zahlun-
gen untereinander bereinigten Einnahmen der bayerischen Gemeinden und Ge-
meindeverbände betrugen 2024 insgesamt 56,2 Milliarden Euro. Hiervon waren 
fast 25,6 Milliarden Euro eigene Steuereinnahmen. Diese sind ihnen weit überwie-
gend bundesgesetzlich zugewiesen oder sogar grundgesetzlich garantiert.

Steuern werden im Gegensatz zu Gebühren und Beiträgen nicht als Gegenleistung 
für eine bestimmte kommunale Leistung erhoben. Die Steuererträge dienen den 
Gemeinden zur Deckung ihres allgemeinen Finanzbedarfs. Neben ihren eigenen 
Steuereinnahmen sind die Kommunen an den Steuereinnahmen des Landes über 
die sogenannten Steuerverbünde des kommunalen Finanzausgleichs beteiligt.

Die eigenen Steuereinnahmen der Gemeinden sind in Kapitel C. ausführlicher dar-
gestellt.
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2. Gebühren und Beiträge

Zur Finanzierung kommunaler Einrichtungen und Leistungen erheben die Gemein-
den Abgaben. Rechtliche Grundlagen dafür sind das Kostengesetz und Satzungen 
aufgrund der Gemeindeordnung in Verbindung mit dem Kommunalabgabengesetz 
(KAG).

Beiträge dienen zur Deckung des Investitionsaufwands kommunaler Einrichtun-
gen, wie der Wasserversorgung oder Abwasserbeseitigung. Sie werden einmalig 
von denjenigen erhoben, denen die Möglichkeit der Inanspruchnahme besondere 
Vorteile bietet, unabhängig davon, ob sie tatsächlich davon Gebrauch machen. Die 
Straßenausbaubeiträge wurden dagegen mit Wirkung zum 1. Januar 2018 abge-
schafft. Im Gegenzug erhalten Gemeinden nunmehr staatliche Unterstützung u. a. 
in Form von Straßenausbaupauschalen (vgl. näher Kapitel E. X.).

Gebühren sind spezielle Entgelte. Sie werden in Form von Benutzungs- und Ver-
waltungsgebühren erhoben. Benutzungsgebühren gelten den Aufwand für die (tat-
sächliche) Nutzung gemeindlicher Einrichtungen ab (zum Beispiel Müllabfuhr, Stra-
ßenreinigung, öffentliche Bäder). Verwaltungsgebühren werden für die Inanspruch-
nahme einer Verwaltungshandlung erhoben, zum Beispiel für die Erteilung einer 
Genehmigung.

3. Leistungen des Staates

Mit den Finanzausgleichsleistungen des Freistaats sollen der Gesamtheit der Ge-
meinden zusätzliche Einnahmen verschafft und gleichzeitig übermäßige Steuer-
kraftunterschiede zwischen den einzelnen Gemeinden ausgeglichen werden.

Die Finanzausgleichsleistungen des Staates werden in Kapitel E. dargestellt.

4. Sonstige Einnahmen

Den Gemeinden fließen außerdem weitere Einnahmen aus unterschiedlichsten 
Quellen zu. Sie können zum Beispiel Einnahmen aus wirtschaftlicher Betätigung, 
Vermietung oder Zinsen aus Kapitalvermögen erzielen. Auch die Aufnahme von 
Darlehen gehört zu den Einnahmen.
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II. Einnahmen der Landkreise

Die Landkreise sind zuständig für die Erfüllung der auf das Kreisgebiet beschränk-
ten öffentlichen eigenen und übertragenen Aufgaben, die über die Zuständigkeit 
oder das Leistungsvermögen der kreisangehörigen Gemeinden hinausgehen. Au-
ßerdem erledigen sie durch die von ihnen einzurichtenden Landratsämter staat-
liche Aufgaben. In ihren Verantwortungsbereich gehören zum Beispiel weiterfüh-
rende Schulen, Kreiskrankenhäuser, Katastrophenhilfe, Abfallbeseitigung oder die 
Aufsicht über die kreisangehörigen Gemeinden.

Als Finanzierungsgrundlagen dienen den Landkreisen vor allem folgende Einnah-
men:

1. Kreisumlage

Der Landkreis erhebt die Kreisumlage von seinen Gemeinden nach deren finanziel-
ler Leistungskraft. Er partizipiert damit an den Steuereinnahmen der Gemeinden 
sowie ihren Schlüsselzuweisungen (siehe Kapitel E. I.). 

Die Kreisumlage wird in Kapitel F. dargestellt.

2. Leistungen des Staates

Die zweite bedeutende Säule der Landkreiseinnahmen sind staatliche Leistungen, 
darunter vor allem die Leistungen des kommunalen Finanzausgleichs.

Sie werden in Kapitel E. dargestellt.

3. Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen

Ebenso wie die Gemeinden können auch die Landkreise Gebühren und Beiträge zur 
Finanzierung ihrer Einrichtungen und Leistungen erheben. Hinzu kommen Einnah-
men aus Eigenvermögen und Krediten.
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III. Einnahmen der Bezirke

Den Bezirken obliegt die Erfüllung öffentlicher Aufgaben, die sich auf das Gebiet 
des Bezirks beschränken und über die Zuständigkeit oder das Leistungsvermögen 
der Landkreise und kreisfreien Gemeinden hinausgehen. Typische Bezirksaufgaben 
sind die überörtliche Sozialhilfe, die Kultur- und Heimatpflege und die Einrichtung 
von psychiatrischen Fachkrankenhäusern bzw. Spezialkrankenhäusern.

1. Bezirksumlage

Die Bezirke haben keine eigenen Steuereinnahmen. Ihre Haupteinnahmequelle ist 
die Bezirksumlage. Über diese beteiligen sie sich an den Einnahmen der Landkreise 
und kreisfreien Gemeinden.

Die Bezirksumlage wird in Kapitel F. dargestellt.

2. Leistungen des Staates

Von Bedeutung sind hier vor allem die Finanzausgleichsleistungen.
Sie werden in Kapitel E. dargestellt.

3. Gebühren und Kostenerstattungen

Im Bereich der überörtlichen Sozialhilfe wird ein Teil der Ausgaben durch die Gel-
tendmachung von Ansprüchen gegen andere Leistungsträger, gegen Unterhaltsver-
pflichtete und nach den Vorschriften zu Kostenerstattung und Kostenersatz finan-
ziert.

Die Bezirke erheben außerdem Abgaben in Form von Verwaltungs- und Benutzungs-
gebühren sowie Kosten.



C. Die eigenen Steuereinnahmen der 
Gemeinden

Der kommunale Finanzausgleich wird im Wesentlichen aus Steuereinnahmen 
des Landes gespeist. Daneben haben die Gemeinden in erheblichem Umfang 
eigene Steuereinnahmen. Diese sind nicht Bestandteil des kommunalen Finanz-
ausgleichs, bilden aber die Grundlage für die sogenannte Steuerkraft. Diese Re-
chengröße spielt bei vielen Leistungen des kommunalen Finanzausgleichs eine 
Rolle, weil dieser die unterschiedliche Steuerkraft der Gemeinden zu einem be-
stimmten Teil ausgleichen soll. Die Landkreise und Bezirke sind über die Kreis-
umlage und Bezirksumlage an den eigenen Steuereinnahmen der Gemeinden 
beteiligt. Diese Umlagen sind wiederum Teil des Systems des kommunalen Fi-
nanzausgleichs.

Das Aufkommen folgender Steuern steht den Gemeinden unmittelbar zu:
• Gewerbesteuer,
• Grundsteuer,
• Einkommensteuer zu einem Anteil von 15 Prozent (veranlagte Einkommensteu-

er und Lohnsteuer) bzw. von 12 Prozent (Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräu-
ßerungserträge, nicht Kapitalertragsteuer auf Dividenden),

• Umsatzsteuer zu einem Anteil von rund 2 Prozent, zuzüglich eventueller Fest-
beträge, die der Bund den Gemeinden überlässt,

• örtliche Verbrauch- und Aufwandsteuern.

An der Einkommen- und der Umsatzsteuer partizipieren die Kommunen sowohl 
unmittelbar kraft Bundesrecht („eigene Steuereinnahmen“) als auch im kommu-
nalen Finanzausgleich über den allgemeinen Steuerverbund, mit dem der Frei-
staat einen Teil seiner Steuereinnahmen an die Kommunen weitergibt.

Die eigenen Steuereinnahmen der bayerischen Gemeinden betrugen im Jahr 
2024 insgesamt fast 25,6 Milliarden Euro. Die größten Einnahmeposten bilden 
das Aufkommen aus dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer und aus der 
Gewerbesteuer.
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Gewerbesteuer:  rund 13,27 Milliarden Euro brutto
 ./. rund 1,35 Milliarden Euro  
 Gewerbesteuerumlage = rund 11,92 Milliarden Euro netto
Grundsteuer A und B:  über 2,0 Milliarden Euro
15 Prozent Beteiligung an der Einkommensteuer:  rund 10,1 Milliarden Euro
rund 2 Prozent Beteiligung an der Umsatzsteuer:  rund 1,4 Milliarden Euro

Die eigenen Steuereinnahmen  
der Gemeinden

Eigene Steuer-
einnahmen Gebühren Beiträge Sonstige  

Einnahmen

KOMMUNEN
 

Bezirke 
 

Landkreise 
 

Gemeinden 

Interkommunale  
Umlagen: 
•Bezirksumlage
•Kreisumlage

Die Gemeinden haben 
eigene Steuereinnah-
men. Die Landkreise 
und Bezirke partizipie-
ren daran indirekt über 
Umlagen.

Die wichtigsten eigenen Steuereinnahmen der  
bayerischen Gemeinden (Ist-Werte 2024)

• Gewerbesteuer
• Grundsteuer
• Einkommensteuer 

(15%ige Beteiligung)
•  Umsatzsteuer  

(rund 2%ige Beteiligung 
+ Festbeträge)

•  Örtl. Verbrauch- und 
Aufwandsteuern  
(Hundesteuer und  
Zweitwohnungsteuer)

Geldleistungen als Gegen-
leistung für bestimmte  
öffentliche Dienstleistun-
gen, zum Beispiel für die 
Lieferung von Trinkwasser 
oder für die Müllentsor-
gung

Geldleistungen für die
Bereitstellung von öffent-
lichen Leis tungen, zum 
Beispiel Erschließungs-
beiträge

Zum Beispiel aus eigener 
Wirtschaftstätigkeit (kom-
munale Betriebe)

Kreditaufnahmen
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I. Gewerbesteuer

Das Aufkommen der Gewerbesteuer ist den Gemeinden durch das Grundgesetz 
zugewiesen (Art. 106 Abs. 6 Satz 1 GG). Bund und Länder sind am Gewerbe-
steueraufkommen durch eine Umlage beteiligt.

Erhebung der Gewerbesteuer

Die Gewerbesteuer wird auf die Ertragskraft eines Gewerbebetriebs erhoben. 
Sie wird in den Flächenländern in einem zweistufigen Verfahren festgesetzt. Das 
Finanzamt setzt auf der Grundlage des ermittelten Gewerbeertrags den Gewer-
besteuermessbetrag fest (Gewerbesteuermessbescheid). Die Gemeinde legt in 
einer Satzung die Höhe des Hebesatzes (= Steuersatz) fest, wendet den fest-
gelegten Hebesatz auf den Messbetrag an und erlässt den Gewerbesteuerbe-
scheid. Die Gemeinde kann über den Hebesatz die Höhe ihrer Gewerbesteuer-
einnahmen beeinflussen. Dies ist Teil ihrer kommunalen Finanzautonomie.

Gewerbesteuerumlage

Bund und Länder können durch eine Umlage an dem Aufkommen der Gewerbe-
steuer beteiligt werden (Art. 106 Abs. 6 GG). Näheres bestimmt das Gemeinde-
finanzreformgesetz. Danach sind Bund und Länder seit 1970 durch eine Um-
lage (Gewerbesteuerumlage) an den Gewerbesteuereinnahmen der Gemeinden 
beteiligt. Die Gewerbesteuerumlage wurde „im Tausch“ gegen eine Beteiligung 
der Gemeinden am Aufkommen der Einkommen- und Lohnsteuer eingeführt. Im 
Ergebnis erhielten die Kommunen hierbei höhere Einnahmen, deren Aufkommen 
zudem geringeren Schwankungen unterliegt.

Die Gewerbesteuerumlage wird vierteljährlich von den Gemeinden erhoben. So-
weit möglich, wird die Zahlschuld mit den an die Gemeinden auszuzahlenden Ge-
meindeanteilen an der Einkommensteuer, Umsatzsteuer und dem Einkommen-
steuerersatz verrechnet.

Zur Ermittlung der Höhe der Gewerbesteuerumlage wird das Ist-Aufkommen der 
Gewerbesteuer eines Jahres durch den von der Gemeinde für dieses Jahr fest-
gesetzten Hebesatz geteilt und das Ergebnis (= Grundbetrag) mit dem gesetzlich 
festgelegten Vervielfältiger für die Gewerbesteuerumlage multipliziert.
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Seit dem Jahr 2020 beträgt der Vervielfältiger 35,0 Prozentpunkte. Davon gehen 
14,5 Prozentpunkte an den Bund und 20,5 Prozentpunkte an das Land.

Noch bis zum Jahr 2019 wurden 29 Prozentpunkte des Landesanteils als Be-
teiligung der Kommunen an den Kosten der Deutschen Einheit erhoben. Diese 
Beteiligung ist ab dem Jahr 2020 entfallen. Dadurch werden die bayerischen 
Gemeinden dauerhaft erheblich entlastet.

II. Gemeindeanteil an der Einkommensteuer

Den Gemeinden ist seit 1970 durch das Grundgesetz ein Anteil am Aufkommen 
der Einkommensteuer garantiert (Art. 106 Abs. 5 GG). Nach § 1 des Gemein-
definanzreformgesetzes beträgt dieser Anteil 15 Prozent des Aufkommens an 
Lohn- und veranlagter Einkommensteuer sowie 12 Prozent des Aufkommens an 
der Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge (nicht an der Kapital-
ertragsteuer auf Dividenden). Die Einkommensteuer wird von den Finanzämtern 
erhoben. Die Gemeinden erhalten ihren Anteil in vierteljährlichen Zahlungen 
durch das Finanzamt München.

Auch die Verteilung des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer auf die ein-
zelnen Gemeinden ist im Gemeindefinanzreformgesetz geregelt. Grundsätzlich 
wird der Einkommensteueranteil entsprechend dem jeweiligen örtlichen Auf-
kommen auf die Gemeinden verteilt. Allerdings wird bei der Feststellung der 
jeweiligen Anteile der Gemeinden (der sogenannten Schlüsselzahlen) das ört-
liche Aufkommen nur bis zu bestimmten Höchstbeträgen des zu versteuern-
den Einkommens berücksichtigt (ab 2024: 40.000 Euro bei einzeln veranlagten 
Personen und 80.000 Euro bei Zusammenveranlagung). Dies führt dazu, dass 
einkommensteuerschwächere Gemeinden mehr und einkommensteuerstärkere 
Gemeinden weniger Einkommensteuer erhalten als ihnen bei einer Verteilung 
rein nach dem örtlichen Aufkommen zustehen würde. Auf diese Weise wird eine 
landesweit gleichmäßigere Verteilung der Steuereinnahmen und eine gewisse 
Nivellierung von Steuerkraftunterschieden erreicht.
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III. Grundsteuer

Das Aufkommen der Grundsteuer als traditionelle kommunale Steuer steht nach 
Art. 106 Abs. 6 Satz 1 GG den Gemeinden zu.

Die Grundsteuer wird in einem dreistufigen Verfahren festgesetzt. Das Finanz-
amt setzt zunächst den Einheitswert und auf dessen Grundlage den Grund-
steuermessbetrag fest (Grundsteuermessbescheid). Die Gemeinde legt in einer 
Satzung die Höhe des Hebesatzes (= Steuersatz) fest, wendet den festgelegten 
Hebesatz auf den Messbetrag an und erlässt den Grundsteuerbescheid. Die Ge-
meinde bestimmt über den Hebesatz die Höhe ihrer Grundsteuereinnahmen. 
Auch dies ist ein wesentlicher Teil ihrer kommunalen Finanzautonomie.

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 10. April 2018 die Einheitsbe-
wertung als Berechnungsgrundlage für die Grundsteuer in ihrer heutigen Form 
für verfassungswidrig erklärt. Der Bundesgesetzgeber hat deshalb mit dem Ge-
setz zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts vom 26. November 
2019 die Rechtsgrundlage für neue Grundsteuerwerte auf den Bewertungsstich-
tag 1. Januar 2022 geschaffen, die ab dem Jahr 2025 der Bemessung der Grund-
steuer zugrunde gelegt werden. Bis dahin wird die Grundsteuer weiterhin auf 
Grundlage der Einheitswerte berechnet. Der Freistaat Bayern hat aber von der 
den Ländern eingeräumten umfassenden Kompetenz zur Abweichungsgesetzge-
bung Gebrauch gemacht. Das Bayerische Grundsteuergesetz ist am 17. Dezem-
ber 2021 im Bayerischen Gesetz- und Verordnungsblatt verkündet worden. Es 
sieht die Bemessung der Grundsteuer B für Grundstücke des Grundvermögens 
allein nach physischen Größen ohne Wertbezug vor (wertunabhängiges Flächen-
modell). Bei der Grundsteuer A werden die Betriebe der Land- und Forstwirt-
schaft wie bisher mit dem Ertragswert bewertet (Grundsteuerwert). Das neue 
Verfahren zur Grundsteuer findet seit dem 1. Januar 2025 Anwendung.
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IV. Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer

Seit 1998 ist den Gemeinden ein Anteil an der Umsatzsteuer durch Art. 106 
Abs. 5a GG garantiert. Die Beteiligung an der relativ krisenfesten und dynamisch 
wachsenden Umsatzsteuer bedeutet für die Gemeinden eine strukturelle und 
quantitative Verbesserung ihrer Steuereinnahmen. Die Höhe des Anteils ist durch 
das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern festgelegt und 
beträgt ab dem Jahr 2020 rund 2 Prozent des Umsatzsteueraufkommens. Dieser 
Anteil erhöht sich noch um Festbeträge, die der Bund den Gemeinden überlässt.

Der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer wird aus dem bundesweiten Aufkom-
men festgestellt und nach bundesgesetzlich geregelten Schlüsselzahlen auf die 
Gemeinden aufgeteilt. Die bayerischen Gemeinden erhalten ihren Anteil in vier-
teljährlichen Zahlungen durch das Finanzamt München.

Die Schlüsselzahlen, die die Verteilung des Umsatzsteueraufkommens zwischen 
den Gemeinden regeln, berücksichtigen in den Jahren 2024 bis 2026:
• zu 25 Prozent das Gewerbesteueraufkommen der Jahre 2016 bis 2021,
• zu 50 Prozent die Beschäftigtenzahlen der Jahre 2019 bis 2021 und
• zu 25 Prozent die Entgeltsummen der Jahre 2018 bis 2020. 
Dabei werden die Beschäftigtenzahlen und Entgeltsummen hebesatzgewichtet.

V. Örtliche Verbrauch- und Aufwandsteuern

An örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern gab es in Bayern über eine lange Zeit 
hinweg nur noch die Hundesteuer. Mit Wirkung vom 1. August 2004 wurde das Ver-
bot der Erhebung einer Zweitwohnungsteuer aus dem KAG gestrichen. Seit diesem 
Zeitpunkt haben Gemeinden die Möglichkeit, eine örtliche Aufwandsteuer auf das 
Innehaben einer Zweitwohnung zu erheben. Die Erhebung liegt jeweils im Ermes-
sen der Gemeinden.

Im Jahr 2024 haben von den 2.056 bayerischen Gemeinden 180 eine Zweitwoh-
nungsteuer erhoben. Das Aufkommen der Zweitwohnungsteuer betrug im Jahr 
2024 rund 59,5 Millionen Euro.



D. Quellen des kommunalen 
Finanzausgleichs

In den kommunalen Finanzausgleich fließen Mittel des Freistaats Bayern, des Bun-
des und der Kommunen selbst ein.

I. Mittel des Freistaats Bayern

Die Finanzausgleichsleistungen des Freistaats werden unmittelbar aus dem Staats-
haushalt und durch sogenannte Steuerverbünde finanziert. Als Steuerverbund be-
zeichnet man die Beteiligung der Kommunen an bestimmten Steuereinnahmen des 
Landes mit einem festen Prozentsatz. Wenn die Steuereinnahmen des Landes an-
steigen, erhalten die Kommunen automatisch entsprechend mehr Mittel über die 
Steuerverbünde. Wenn die Steuereinnahmen des Landes sinken, sinken auch die 
Mittel der Kommunen aus den Steuerverbünden. Damit bilden Land und Kommu-
nen in diesem Bereich eine „Schicksalsgemeinschaft“. Die Leistungen an die Kom-
munen sind hier unmittelbar an die jeweilige Mittelsituation des Landes gekoppelt.

In Bayern sind die Kommunen an vier verschiedenen Steuerverbünden beteiligt:
• dem allgemeinen Steuerverbund,
• dem Kraftfahrzeugsteuerersatzverbund,
• dem Grunderwerbsteuerverbund und
• dem Einkommensteuerersatz nach Art. 1b BayFAG.

Der allgemeine Steuerverbund ist durch das Grundgesetz verpflichtend vorge-
schrieben. Daher spricht man hier auch vom obligatorischen Steuerverbund. Für 
den Kraftfahrzeugsteuerersatzverbund und den Grunderwerbsteuerverbund be-
steht eine solche Verpflichtung nicht. Der Freistaat Bayern hat sich dennoch zu 
einer Beteiligung der Kommunen auch an diesen Einnahmequellen entschlossen 
(sog. fakultative Steuerverbünde). Auch beim Einkommensteuerersatz besteht kei-
ne grundgesetzliche Verpflichtung. Hier leitet das Land Mittel an die Kommunen 
weiter, die vom Bund für den Ausfall von Teilen der Einkommensteuer überlassen 
werden.

1. Allgemeiner Steuerverbund (Art. 1, 2 bis 6 BayFAG)

In Art. 106 Abs. 7 GG ist festgelegt, dass vom Länderanteil am Gesamtaufkom-
men der Gemeinschaftsteuern den Gemeinden und Gemeindeverbänden insgesamt 
ein von der Landesgesetzgebung zu bestimmender Prozentsatz zufließen muss.  
Dementsprechend gewährt der Freistaat im Rahmen des allgemeinen Steuerver-
bunds den bayerischen Kommunen eine Beteiligung in Höhe von 13,0 Prozent an 
seinen Einnahmen aus:
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• der Einkommensteuer,
• der Körperschaftsteuer, 
• der Mindeststeuer,
• der Umsatzsteuer; abgezogen werden diejenigen Anteile, die bereits im Rah-

men spezieller Regelungen an die Gemeinden ausgereicht werden oder die dem 
Land vom Bund zur Erfüllung besonderer Zwecke überlassen werden; im Jahr 
2025 sind das der Einkommensteuerersatz (vgl. Kapitel E. III.) und die Leistun-
gen des Bundes 
 ∘ für den Ausbau von Betreuungsplätzen für Kinder unter drei Jahren, 
 ∘ zum Ausgleich von Kosten für Asylbewerber, abgelehnte Asylbewerber, aus-
ländische unbegleitete Minderjährige, 

 ∘ zum Ausgleich von Kosten bei der Kinderbetreuung und der Integration, 
 ∘ zum Ausgleich von Belastungen aus dem Pakt für den öffentlichen Gesund-
heitsdienst,

 ∘ zum Ausgleich von Kosten für die Unterstützung der Geflüchteten aus der Ukraine,
 ∘ zum Ausgleich von Belastungen aus dem Startchancen-Programm an Schulen und 
 ∘ zum Ausgleich für Belastungen aus dem Wärmeplanungsgesetz.

• der Gewerbesteuerumlage.

Der Finanzkraftausgleich zwischen Bund und Ländern (früher Länderfinanzaus-
gleich) ist seit 2020 in die Umsatzsteuerverteilung integriert. Der Umsatzsteuer-
anteil des Freistaats wird also bereits vorab um die Leistungen in diesem bundes-
staatlichen Finanzausgleich vermindert. 

Maßgebend sind die Steuereinnahmen des Landes vom 1. Oktober des vorvorher-
gehenden Jahres bis zum 30. September des vorhergehenden Jahres. Durch die 
Zeitversetzung von drei Monaten zwischen dem Beginn des Haushaltsjahres und 
dem Ende des hierfür maßgeblichen Verbundzeitraumes ist es möglich, die auf die 
einzelnen Kommunen entfallenden Beträge so rechtzeitig zu berechnen, dass ihre 
Höhe bereits zu Beginn des Haushaltsjahres feststehen kann.

Im Jahr 2025 beträgt der Anteil der Kommunen am allgemeinen Steuerverbund 
rund 6,72 Milliarden Euro.

Aus dem Kommunalanteil am allgemeinen Steuerverbund werden in erster Linie die 
Schlüsselzuweisungen finanziert. Mit gesetzlicher Erlaubnis werden jedoch auch 
Mittel für andere Zwecke entnommen, zum Beispiel für die Finanzierung der Investi-
tionspauschalen nach Art. 12 BayFAG.
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2. Kraftfahrzeugsteuerersatzverbund (Art. 13 bis 14 BayFAG)

Der Staat stellt den Gemeinden und Gemeindeverbänden einen Teil seiner Einnah-
men aus dem nicht dynamisierten Festbetrag zur Verfügung, den er als Kompensa-
tion vom Bund für den Übergang der Ertragshoheit an der Kraftfahrzeugsteuer zum 
1. Juli 2009 auf den Bund erhält (Kommunalanteil am Kraftfahrzeugsteuerersatz-
verbund). 2020 wurde der Kommunalanteil um 15,5 Prozentpunkte gegenüber dem 
Vorjahr angehoben und beträgt seither 70 Prozent. Maßgeblich sind jeweils die im 
Verbundzeitraum vom 1. Oktober des vorvorhergehenden Jahres bis 30. September 
des vorhergehenden Jahres zufließenden Mittel. Danach ergibt sich für das Jahr 
2025 ein Kommunalanteil von über 1,08 Milliarden Euro.

Die Leistungen 
des Freistaats 
Bayern 
im  kommunalen 
 Finanzausgleich

KOMMUNEN

FREISTAAT BAYERN

Steuerverbünde
Allgemeiner  

Staatshaushalt
•   Einzelplan 13, Kapitel 

10:  
Allgemeine 
Finanzzuwei sungen 
im Rahmen des kom-
munalen Finanzaus-
gleichs

• Sonstige Einzelpläne

Allgemeiner  
Steuerverbund

„Verbundmasse“ = Landes-
anteile an der Einkommen-
steuer, Körperschaftsteuer, 
Mindeststeuer, Umsatz-
steuer (ohne im Rahmen 
spezieller Regelungen an 
die Kommunen ausgereich-
te oder dem Land für eige-
ne Ausgaben überlassene 
Anteile) plus Gewerbe-
steuerumlage

Grund-
erwerb- 

steuerver-
bund

8/21 der 
Steuerein-
nahmen des 
Staates  
(= rund 38 %) 

Kfz-Steuer- 
ersatzverbund
70 % der 
Einnahmen des 
Staates aus dem 
Kompensa-
tions betrag des 
Bundes

Einkommensteuer- 
ersatz

26,08 % des erhöhten  
Landesanteils an der 
Umsatzsteuer zur 
Kompensation von 
Mindereinnahmen bei 
der Einkommensteuer 
aufgrund verschie-
dener  
gesetzlicher Maß-
nahmen

• Finanzzuweisungen
• Kommunaler Hochbau 

(tw.)
• Zuweisungen an die 

Bezirke (tw.)
• Schülerbeförderung 
• Krankenhausinvesti-

tionen 
• Bedarfszuweisungen/
• Stabilisierungshilfen 

(tw.)
• Sonstige Zuweisungen 

auch aus anderen Ein-
zelplänen

13,0 % hieraus
plus 155 Millionen Euro:
• Schlüsselzuweisungen 

64 % an die Gemeinden, 
36 % an die Landkreise

• Investitionspauschalen
• Kommunaler Hochbau 

(tw.)
• Zuweisungen an die Be-

zirke (tw.)
• Bedarfszuweisungen/

Stabilisierungshilfen 
(tw.)

Nicht 
zweckgebun-
dene
Zuweisung

• Straßenbau 
und -unterhalt

• ÖPNV
•  Abwasserent- 

und Wasser-
versorgungs-
anlagen (tw.)

• Straßenaus-
baupauscha-
len

• Zuweisungen 
an die Bezirke 
(tw.)

Nicht 
zweckgebundene
Zuweisung
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Der Kommunalanteil am Kraftfahrzeugsteuerersatzverbund ist überwiegend für 
die Förderung des Baus, Ausbaus und Unterhalts kommunaler Straßen sowie von 
ÖPNV-Infrastruktureinrichtungen aus Mitteln des BayFAG bestimmt. Die Kommu-
nen erhalten dabei Pauschalzuweisungen und gezielte Einzelzuweisungen zu Bau-
maßnahmen.

Zudem dienen die Mittel der Erhöhung der Zuweisungen an die Bezirke, der För-
derung u. a. von in gemeindlicher Sonderbaulast stehenden Ortsumfahrungen im 
Zuge von Staatsstraßen, des Baus von Abwasserentsorgungs- sowie Wasserversor-
gungsanlagen und der Finanzierung der Mittel des BayGVFG insbesondere zur För-
derung von Straßenbauvorhaben der Kommunen und von Investitionen im ÖPNV.

3. Grunderwerbsteuerverbund (Art. 8 BayFAG)

Die Gemeinden und Landkreise sind mit 8/21 am Aufkommen der Grunderwerb-
steuer beteiligt (Kommunalanteil). Im Jahr 2025 beträgt der Kommunalanteil an der 
Grunderwerbsteuer voraussichtlich rund 676,6 Millionen Euro. Zur Aufteilung auf 
die einzelnen Kommunen siehe Kapitel E. II.

4. Einkommensteuerersatz (Art. 1b BayFAG)

Die veränderte Abrechnung des Kindergeldes durch die Neuregelung des Familien-
leistungsausgleichs ab 1996 sowie Steuerrechtsänderungen durch das Steuerver-
einfachungsgesetz 2011 führten auch bei Ländern und Kommunen zu Minderein-
nahmen bei der Einkommensteuer. Zum Ausgleich dieser Belastungen überlässt 
der Bund den Ländern einen Teil seines Umsatzsteueranteils. Der Freistaat gibt die 
Ausgleichsleistungen entsprechend dem Anteil der Kommunen an den Minderein-
nahmen an diese weiter (Art. 1b BayFAG). Der Kommunalanteil von 26,08 Prozent 
entspricht dem Anteil der Kommunen (15 Prozentpunkte) an dem auf Land und 
Kommunen insgesamt entfallenden Anteil (57,5 Prozentpunkte):

• Anteil Land und Kommunen = 57,5 Prozentpunkte;
• Anteil Land = 42,5 Prozentpunkte entspricht 73,92 Prozent;
• Anteil Kommunen = 15,0 Prozentpunkte entspricht 26,08 Prozent.

Im Jahr 2025 beträgt der Kommunalanteil am Einkommensteuerersatz voraussicht-
lich rund 783 Millionen Euro. Zur Aufteilung auf die einzelnen Kommunen siehe 
Kapitel E. III.
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5. Zuweisungen aus dem Staatshaushalt

Neben den Kommunalanteilen an den Steuerverbünden erhalten die bayerischen 
Kommunen Finanzausgleichsleistungen unmittelbar aus dem Staatshaushalt. Diese 
Leistungen, die rund ein Fünftel der Landesleistungen ausmachen, belaufen sich 
im Jahr 2025 auf über 2,2 Milliarden Euro. Mit ihnen werden beispielsweise Finanz-
zuweisungen, Zuweisungen für den kommunalen Hochbau, der staatliche Anteil an 
der Krankenhausfinanzierung, Bedarfszuweisungen und Stabilisierungshilfen sowie 
die Zuweisungen an die Bezirke (mit-)finanziert.

II. Mittel der Kommunen

Die Haupteinnahmequelle der Landkreise, die Kreisumlage, wird von den kreisan-
gehörigen Gemeinden des jeweiligen Landkreises aufgebracht.

Die Haupteinnahmequelle der Bezirke, die Bezirksumlage, wird von den Landkrei-
sen und kreisfreien Gemeinden im Gebiet des jeweiligen Bezirks aufgebracht.

Über die Kreis- und Bezirksumlage partizipieren die Kreise und Bezirke mittelbar an 
den Steuereinnahmen der Gemeinden.

Die Landkreise und kreisfreien Gemeinden tragen über die Krankenhausumlage 
wesentlich zur Krankenhausfinanzierung bei.
 
Näheres zu den Umlagen ist in Kapitel F. dargestellt.
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III. Bundesmittel

Im Rahmen des GVFG stellt der Bund Fördermittel für bestimmte Vorhaben des 
ÖPNV zur Verfügung. Das zum 1. Januar 2020 geänderte GVFG enthält eine Aufsto-
ckung der Mittel von ursprünglich rund 333 Millionen Euro über 665 Millionen Euro 
in 2020, auf jährlich 1 Milliarde Euro ab 2021 sowie 2 Milliarden Euro ab 2025, die 
ab 2026 um 1,8 Prozent pro Jahr dynamisiert werden. Die Verteilung der Bundes-
mittel erfolgt projektbezogen. Im Jahr 2025 entfallen auf den Freistaat voraussicht-
lich 55 Millionen Euro. 

Durch die mit der GVFG-Änderung beschlossenen Erhöhung der Mittelansätze 
konnten auch Fördertatbestände des ÖPNV erweitert und neue Fördertatbestände 
geschaffen werden, z. B. die Förderung der Elektrifizierung und Reaktivierung von 
Schienenstrecken, von Investitionen zur Kapazitätserhöhung und der Grunderneue-
rung bestehender ÖPNV-Infrastruktureinrichtungen. Auch kann z. B. nun der Bau 
von Verkehrswegen der S- oder U-Bahnen sowie Straßenbahnen bereits mit förder-
fähigen Kosten von mehr als 30 Millionen Euro aus Mitteln des sog. GVFG-Bundes-
programms gefördert werden.

Die Leistungen des 
Bundes gehen nicht 
unmittelbar an die 
einzelnen Kommunen, 
sondern werden über 
die Staatshaushalte der 
Länder abgewickelt.

Mittel des Bundes zur Kommunal-
finanzierung innerhalb des  kommunalen 
Finanzausgleichs

BUND

KOMMUNEN

Finanzströme zu Gunsten und zu Lasten der Kommunen,
etwa Verkehrsfinanzierung und Gewerbesteuerumlage (tw.)

FREISTAAT BAYERN

Steuerverbünde Allgemeiner 
Staatshaushalt

• Einzelplan 13, Kapitel 10:  
Allgemeine Finanzzuwei sungen im 
Rahmen des kommunalen Finanzaus-
gleichs

• Sonstige Einzelpläne

Allgemeiner 
Steuerverbund

Grunderwerb-
steuerverbund

Kfz-Steuerer-
satzverbund

Einkommen-
steuerersatz



E. Leistungen des  
kommunalen Finanzausgleichs

Die Leistungen des kommunalen Finanzausgleichs werden nicht immer nur aus 
einer einzigen der fünf Finanzquellen gespeist. Aktuelle Herausforderungen ma-
chen oftmals Umschichtungen zwischen den Töpfen erforderlich. Die Grafik auf 
der folgenden Seite zeigt die verschiedenen Finanzströme am Beispiel des Jah-
res 2025 im Detail auf.

Die wesentlichen Leistungen werden im Folgenden genauer beschrieben. Am 
Anfang stehen dabei entsprechend ihrer Bedeutung die Schlüsselzuweisungen.

I. Schlüsselzuweisungen (Art. 2ff. BayFAG)

Kernstück der Leistungen im kommunalen Finanzausgleich sind die Schlüsselzu-
weisungen an die Gemeinden und Landkreise. Durch sie werden die Steuer- und 
Umlageeinnahmen aufgabengerecht ergänzt und gewisse Sonderbelastungen, 
wie etwa die Soziallasten, berücksichtigt. Die Schlüsselzuweisungen werden in 
vier Raten (15. März, 15. Juni, 15. September und 15. Dezember) ausgezahlt.

Die Mittel für die Schlüsselzuweisungen (Schlüsselmasse) werden dem Kom-
munalanteil am allgemeinen Steuerverbund entnommen (13,0 Prozent der dem 
Land zufließenden Gemeinschaftsteuern, vgl. Kapitel D. I. 1.). Damit hängt die 
Höhe der insgesamt zur Verteilung stehenden Gelder von der Höhe der Steuer-
einnahmen des Freistaats Bayern ab. Aus der Schlüsselmasse fließen 64 Pro-
zent an die Gemeinden und 36 Prozent an die Landkreise.

Die vorgegebenen Finanzmassen sind in einer Weise auf die Gemeinden und 
Landkreise zu verteilen, dass bei der Verteilung eine im Verhältnis zur jeweiligen 
Aufgabenbelastung zu schwache Einnahmesituation der einzelnen Kommune 
teilweise ausgeglichen wird.
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Wie die Aufgabenbelastung einer Kommune sachgerecht zu ermitteln ist, ist in Wis-
senschaft und Praxis umstritten. Einvernehmen besteht jedoch darüber, dass man 
nicht auf die tatsächlichen Ausgaben einer Kommune abstellen sollte, weil diese 
durch die Finanzsituation der einzelnen Kommune und durch die politischen Ent-
scheidungen ihrer Selbstverwaltungsorgane geprägt sind. Eine Kommune, die etwa 
aufgrund einer guten Finanzsituation viel ausgibt, könnte sonst ihren Anteil an den 
Schlüsselzuweisungen zu Lasten der ärmeren Kommunen, die weniger ausgeben 
können, vergrößern. Das wäre nicht sachgerecht.

Der Gesetzgeber legt daher bei der Berechnung der Schlüsselzuweisungen einen 
fiktiven Finanzbedarf zugrunde, der unter der nachfolgenden Nummer 1, erster 
Schritt näher beschrieben wird.

Auch bei der Feststellung der Einnahmesituation der Kommune wird nicht auf ihre 
tatsächlichen Einnahmen abgestellt, sondern auf ihre Einnahmemöglichkeiten (sie-
he Kapitel E. I. 1. Zweiter Schritt). Die Kommune könnte sonst durch eine individu-
elle „strategische“ Hebesatzgestaltung die Höhe ihrer Schlüsselzuweisung beein-
flussen.

Ist bei einer Gemeinde ihr fiktiver Finanzbedarf höher als ihre Einnahmemöglich-
keiten, erhält sie 55 Prozent des Unterschiedsbetrags als Schlüsselzuweisung. Ge-
meinden, deren Einnahmemöglichkeiten den Finanzbedarf übersteigen, fallen aus 
dem Kreis der Schlüsselzuweisungsempfänger heraus. Besonders steuerschwache 
Gemeinden erhalten Sonderschlüsselzuweisungen.

Dieses System, bei dem die Ausgaben und die Einnahmen fiktiv ermittelt werden, 
gewährleistet, dass die von den zuständigen Selbstverwaltungsorganen getroffenen 
Entscheidungen „spürbar“ bleiben und nicht durch staatliche Leistungen überlagert 
werden. Dies ist Ausdruck der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie. Kommu-
nen, die besonders viel Geld ausgeben, sollen nicht allein aufgrund ihrer faktisch 
höheren Ausgaben auf Kosten der sparsam wirtschaftenden Kommunen einen hö-
heren Anteil an den Schlüsselzuweisungen erhalten. Ebenso soll es keiner Kom-
mune zum Nachteil gereichen, wenn sie ihre Einnahmemöglichkeiten ausschöpft; 
umgekehrt sollen Kommunen, die dies unterlassen, nicht zu Lasten der anderen 
Kommunen mehr staatliche Leistungen erhalten.
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1. Berechnung der Schlüsselzuweisungen

Erster Schritt: Ermittlung der fiktiven Aufgabenbelastung 
(„Ausgangsmesszahl“)

Da es bei der Verteilung der Schlüsselzuweisungen um die Verteilung einer vor-
gegebenen Masse geht, genügt es festzustellen, wie sich objektivierte Bedarfe 
der Kommunen relativ zueinander verhalten. Die Aufgabenbelastung wird durch 
eine Ausgangsmesszahl ausgedrückt. Für die Berechnung der Ausgangsmess-
zahl wird zunächst für jede Kommune ein fiktiver Finanzbedarf ermittelt. Dieser 
baut auf der Einwohnerzahl auf (Hauptansatz). Maßgebend sind die amtlichen Ein-
wohnerzahlen des Vorvorjahres. Für die Zuweisungen 2025 werden die auf den 
31.  Dezember  2023 fortgeschriebenen Ergebnisse der Volkszählung vom 9. Mai 
2011 herangezogen. Die Ergebnisse der Volkszählung vom 15. Mai 2022 wurden 
zwar seit November 2023 sukzessive bereitgestellt, aber erst im 1. Quartal 2025 
nach Anhörung der Gemeinden amtlich festgestellt. Die Finanzausgleichsleistungen 
2025 wurden jedoch bereits Ende 2024 und Anfang 2025 berechnet, sodass der 
Zensus 2022 noch keine Berücksichtigung finden konnte.

Die Einwohnerzahl zum Stichtag 31. Dezember des vorvorhergehenden Jahres wird 
verglichen mit der durchschnittlichen Einwohnerzahl der vorangegangenen letz-
ten zehn Jahre. Für die Berechnung der Schlüsselzuweisungen 2025 wird also die 
durchschnittliche Einwohnerzahl am 31. Dezember der Jahre 2013 bis 2022 er-
mittelt und mit der Einwohnerzahl zum 31. Dezember 2023 verglichen. Maßgeblich 
für die weitere Berechnung ist der jeweils höhere Wert. Durch diesen „Demogra-
fiefaktor“ bei der Berechnung der Schlüsselzuweisungen werden den Kommunen 
mit rückläufiger Bevölkerungsentwicklung notwendige Anpassungsmaßnahmen 
erleichtert. Denn bestimmte kommunale Leistungen, insbesondere im Bereich der 
Daseinsvorsorge, lassen sich nicht sofort in dem Maße zurückführen wie die Bevöl-
kerungszahl sinkt. Für frühere Einwohnerzahlen ausreichend dimensionierte kom-
munale Einrichtungen können nur mit einer gewissen zeitlichen Verzögerung dem 
neuen geringeren Bedarf angepasst werden. Auch bei den Landkreisschlüsselzu-
weisungen wird ein „Demografiefaktor“ berücksichtigt, wenn die Bevölkerung des 
Landkreises einen Einwohnerrückgang aufweist.

Der Einwohnerzahl der Gemeinden und Landkreise zugerechnet werden drei Viertel 
der Zahl der nicht kasernierten Mitglieder der Stationierungsstreitkräfte und deren 
Angehörige. Der „Demografiefaktor“ kommt auch bei diesem Personenkreis zur An-
wendung.
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Der für die Berechnung der Ausgangsmesszahl maßgebliche Hauptansatz für Ge-
meinden steigt mit zunehmender Einwohnerzahl. Diese „Einwohnergewichtung“ be-
ruht darauf, dass die Gemeinden mit zunehmender Größe mehr Aufgaben, unter 
anderem auch für das Umland, erbringen (etwa Ausbildung, Kultur, Verkehrsnetz) 
und auch die Aufgabenerfüllung in einigen Bereichen kostspieliger wird (etwa im 
sozialen Bereich). Der Hauptansatz beträgt zum Beispiel bei Gemeinden mit nicht 
mehr als 5.000 Einwohnern 112 Prozent der Einwohnerzahl, mit 25.000 Einwoh-
nern 125 Prozent der Einwohnerzahl und ab 500.000 Einwohnern 150 Prozent der 
Einwohnerzahl.

Der Hauptansatz für die Landkreise beträgt grundsätzlich 100 Prozent. Er erhöht 
sich, wenn der Anteil an Einwohnern eines Landkreises unter 18 Jahren über dem 
Landesdurchschnitt liegt. Damit sollen bei einem überproportionalen Anteil an Ju-
gendlichen unter 18 Jahren insbesondere die hohen Belastungen des Landkreises 
im Bereich des Schulwesens berücksichtigt werden.

Neben dem Hauptansatz werden bei der Berechnung der Aufgabenbelastung für 
die Festsetzung der Schlüsselzuweisungen gewisse Sonderbelastungen durch so-
genannte Ergänzungsansätze berücksichtigt:

• Die Kinderbetreuung hat in den letzten Jahren erheblich an Bedeutung gewon-
nen. Für Gemeinden ergeben sich dadurch besondere finanzielle Herausforde-
rungen, die einen Ergänzungsansatz bei der Berechnung der Gemeindeschlüs-
selzuweisungen rechtfertigen. Daher wird seit 2016 die Zahl der Kinder in Ta-
geseinrichtungen als Ergänzungsansatz berücksichtigt.

• Kreisfreie Gemeinden erhalten einen Ergänzungsansatz von 10 Prozent des 
Hauptansatzes. Hierdurch wird der Kreisfunktion dieser Städte besonders 
Rechnung getragen.

• Kreisfreie Gemeinden und Landkreise erhalten in ihrer Eigenschaft als Träger 
der örtlichen Sozialhilfe und der Grundsicherung für Arbeitsuchende einen So-
ziallastenansatz. Dieser Ansatz wird seit 2016 anhand der Zahl der Personen in 
Bedarfsgemeinschaften ermittelt, die mit dem Faktor 3,1 gewichtet wird.
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• Die Zahl der Personen in Bedarfsgemeinschaften ist geeignet, neben den Be-
lastungen im Rahmen des SGB II auch weitere Bedarfe im sozialen Bereich ab-
zubilden („Umbrella-Variable“).

• Gemeinden, die eine überdurchschnittliche Zahl an Arbeitslosen im Verhältnis 
zu ihrer Steuerkraft aufweisen, erhalten einen Ergänzungsansatz für Struktur-
schwäche.

Die Summe aller Ansätze (Hauptansatz und Ergänzungsansätze) wird mit dem so-
genannten Grundbetrag vervielfältigt. Dieser Grundbetrag ist eine bloße Rechen-
größe, die jedes Jahr für die Gemeinden und die Landkreise neu ermittelt wird und 
von der Höhe der für die Schlüsselzuweisungen zur Verfügung stehenden Mittel 
(Schlüsselmasse) abhängig ist. Er dient dazu, die als Schlüsselmasse zur Verfügung 
stehende Summe in voller Höhe an die Gemeinden und Landkreise aufzuteilen. Die 
mit dem Grundbetrag vervielfältigte Summe der Ansätze ergibt die Ausgangsmess-
zahl. Sie spiegelt die fiktive Ausgabenbelastung wider und wird als Euro-Betrag aus-
gedrückt.

Zweiter Schritt: Ermittlung der fiktiven Einnahmen 
(„Steuerkraft“ bzw. „Umlagekraft“)

Die „Steuerkraftmesszahl“ gibt die nach dem Gesetz relevanten Einnahmemöglich-
keiten der Gemeinden wieder, die „Umlagekraftmesszahl“ die der Landkreise.

Für die Ermittlung der Steuerkraft der einzelnen Gemeinden sind ihre eigenen Steu-
ereinnahmen maßgeblich (Grundsteuer A und B, Gewerbesteuer, Gemeindeanteil 
an der Einkommensteuer, Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer, siehe oben unter 
Kapitel C.). Dabei werden die zum Zeitpunkt der Berechnung aktuellsten Steuer-
einnahmen der Gemeinden zugrunde gelegt. Für die Steuerkraft 2025 sind dies 
die Steuereinnahmen 2023. Dabei wird bei den Realsteuern (Grund- und Gewerbe-
steuer) nicht der individuelle Hebesatz der einzelnen Gemeinde zugrunde gelegt, 
sondern ein landeseinheitlicher Satz, der sogenannte Nivellierungshebesatz. Die 
Steuerkraft ist damit hebesatzneutral. Die Heranziehung der tatsächlichen Hebe-
sätze einer Gemeinde hätte zur Folge, dass jene Gemeinden finanziell benachteiligt 
wären (durch geringere Schlüsselzuweisungen und höhere Kreis- oder Bezirksum-
lagen), die ihre Einnahmemöglichkeiten durch hohe Hebesätze stark ausschöpfen.

Umgekehrt würden die Gemeinden mit niedrigeren Hebesätzen ungerechtfertigt zu 
Lasten der Gemeinden bevorzugt, die ihren Bürgern und Bürgerinnen sowie Unter-
nehmen höhere Hebesätze auferlegen.
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Die Nivellierungshebesätze betragen seit 2016 für die Grundsteuer A, die Grund-
steuer B und die Gewerbesteuer einheitlich 310 Prozent. Die Grundsteuerreform 
(vgl. Kapitel C. III.) würde sich aufgrund des zweijährigen Zeitversatzes bei der 
Steuerkraft erst ab dem Jahr 2027 auf den kommunalen Finanzausgleich auswir-
ken. Es ergibt sich voraussichtlich ein Anpassungsbedarf beim Nivellierungshebe-
satz. Aktuell ist jedoch noch nicht abschließend absehbar, wie sich die einzelnen 
Hebesätze der Gemeinden entwickeln. Für eine sachgerechte Neuregelung fehlt 
es daher bisher an einer entsprechenden Datengrundlage. Im Rahmen einer Über-
gangsregelung wird für die Jahre 2027 bis 2029 aufgrund einer Vereinbarung mit 
den Kommunalen Spitzenverbänden die Grundsteuerkraft aus dem Jahr 2026 (ba-
sierend auf den Grundsteuereinnahmen 2024) „eingefroren“. Sobald Erkenntnisse 
über die Höhe der Steuereinnahmen nach der neuen Grundsteuer vorliegen, wird 
geklärt, wie die Grundsteuer künftig bei der Steuerkraftermittlung berücksichtigt 
wird.

Bei der Gewerbesteuer ist vom Nivellierungshebesatz noch der jeweils geltende 
Prozentsatz der Gewerbesteuerumlage (vgl. Kapitel C. I.) abzuziehen; im Jahr 2025 
werden hiernach 35 Prozentpunkte (der für die Steuereinnahmen 2023 geltende 
Vervielfältiger) abgezogen.

Um die einnahmeschwächeren Gemeinden gegenüber den einnahmestärkeren Ge-
meinden noch weiter zu stärken, werden seit 2016 die tatsächlichen Realsteuerein-
nahmen in noch höherem Maße in die Steuerkraft einbezogen. Dies wird erreicht, 
indem bei Gemeinden, deren Hebesätze über den Nivellierungshebesätzen liegen, 
die tatsächlichen Steuereinnahmen, die über den Nivellierungshebesätzen liegen, 
in Höhe von 10 Prozent in die Steuerkraft eingerechnet werden.

Um die Nivellierungshebesätze anwenden zu können, müssen die von den Kommu-
nen in unterschiedlicher Höhe festgelegten Hebesätze aus dem Steueraufkommen 
„herausgerechnet“ werden. Hierzu wird das jeweilige Ist-Steueraufkommen einer 
Gemeinde durch den von ihr für das jeweilige Erhebungsjahr festgesetzten Hebe-
satz geteilt. Dies ergibt den sogenannten Grundbetrag. Bei der Grundsteuer und 
der Gewerbesteuer werden der Berechnung der Schlüsselzuweisungen die Grund-
beträge zugrunde gelegt, die sich aus den Ist-Einnahmen des vorvorhergehenden 
Jahres ergeben. Auf diesen Grundbetrag wird der Nivellierungshebesatz angewen-
det. Ein Beispiel für die Gewerbesteuer soll das verdeutlichen:
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Hebesatz Gemeinde G (2023) 400 %
Nivellierungshebesatz 310 %
Vervielfältiger Gewerbesteuerumlage 2023 35 %
Nivellierungshebesatz nach Abzug des
Vervielfältigers der Gewerbesteuerumlage 275 % 
den Nivellierungshebesatz übersteigende
Prozentpunkte des Hebesatzes der Gemeinde G 90 %

Gewerbesteuer-Isteinnahmen 2023 10.000.000 €
Grundbetrag 2.500.000 €
(Gewerbesteuer-Isteinnahmen geteilt 
durch Hebesatz Gemeinde G; 400 %) 

Steuerkraftmesszahl vor Zuschlag:
 Grundbetrag mal Nivellierungshebesatz
 nach Abzug des Vervielfältigers der
 Gewerbesteuerumlage (310 % – 35 % = 275 %) 6.875.000 €

Zuschlag:
 Grundbetrag mal den Nivellierungshebesatz
 übersteigende Prozentpunkte des Hebesatzes 
 der Gemeinde G (400 % – 310 % = 90 %) 2.250.000 €
 Davon 10 %  225.000 €

Steuerkraftzahl aus der Gewerbesteuer für das Jahr 2025  7.100.000 €

Um der zunehmenden Bedeutung von interkommunalen Gewerbegebieten Rech-
nung zu tragen, können die von den Gemeinden für diese Gewerbegebiete getrof-
fenen Vereinbarungen über die Verteilung des Gewerbesteuer- oder Grundsteuer-
aufkommens auf Antrag aller beteiligten Gemeinden auch bei der Berechnung der 
Steuerkraft berücksichtigt werden. Voraussetzung ist, dass diese Vereinbarung ver-
bindlich für eine Mindestlaufzeit von fünf Jahren getroffen wird und alle Gemeinden 
des interkommunalen Gewerbegebietes in Bayern liegen.

Beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer (vgl. Kapitel C. II.) ist der den bay-
erischen Gemeinden für das vorvorhergehende Jahr insgesamt zugeflossene Ge-
meindeanteil an der Einkommensteuer maßgebend. Dieser wird erhöht um den in 
diesem Zeitraum allen bayerischen Gemeinden zugeflossenen Einkommensteuer-
ersatz nach Art. 1b BayFAG. Für die einzelne Gemeinde wird auf dieses Gesamt-
aufkommen die für die Gemeinde maßgebende Schlüsselzahl des betreffenden 
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Finanzausgleichsjahres angewendet. Der sich so für jede Gemeinde ergebende fik-
tive Beteiligungsbetrag wird, soweit er je Einwohner unter 50 Prozent des Landes-
durchschnitts liegt, statt mit 100 Prozent nur mit 65 Prozent angesetzt. Hierdurch 
erhalten steuerschwächere Gemeinden bei der Berechnung der Steuerkraft bereits 
einen Vorteil gegenüber steuerstärkeren Gemeinden.

Der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer (vgl. Kapitel C. IV.), der den Gemeinden 
für das vorvorhergehende Jahr zugeflossen ist, wird mit 100 Prozent angesetzt.

Die Summe der so ermittelten Steuerkraftzahlen ergibt die Steuerkraftmesszahl. 
Sie spiegelt die Einnahmemöglichkeiten der Gemeinde wider und wird als Euro-Be-
trag ausgedrückt.

Bei den Landkreisen tritt an die Stelle der Steuerkraftmesszahl die sogenannte 
Umlagekraftmesszahl. Sie beträgt 40 Prozent der Umlagegrundlagen und 40 Pro-
zent der Steuerkraftzahlen der gemeindefreien Gebiete. Unter Umlagegrundlagen 
versteht man die Summe aus den Steuerkraftzahlen für die kreisangehörigen Ge-
meinden des jeweiligen Landkreises und aus 80 Prozent der Schlüsselzuweisungen 
dieser Gemeinden im vorangegangenen Haushaltsjahr. 

Dritter Schritt: Berechnung der Schlüsselzuweisungen ausgehend 
von der Differenz aus Ausgangsmesszahl und Steuerkraftmesszahl 
oder Umlagekraftmesszahl

Bei Gemeinden wird die Steuerkraftmesszahl von der Ausgangsmesszahl abge-
zogen. Ist bei einer Gemeinde die Ausgangsmesszahl größer als die Steuerkraft-
messzahl, so erhält diese Gemeinde 55 Prozent des Unterschiedsbetrags als (all-
gemeine) Schlüsselzuweisung. Besonders steuerschwache Gemeinden mit einer in 
Relation zur Aufgabenbelastung weit unterdurchschnittlichen Steuerkraft erhalten 
zusätzlich zu den allgemeinen Schlüsselzuweisungen Sonderschlüsselzuweisungen. 
Sie betragen 15 Prozent des Unterschieds zwischen der eigenen Steuerkraft je Ein-
wohner und 75 Prozent des Landesdurchschnitts je Einwohner. Dabei wird der Lan-
desdurchschnitt mit dem Hauptansatz der jeweiligen Gemeinde gewichtet.

Bei Landkreisen wird die Umlagekraftmesszahl von der Ausgangsmesszahl ab-
gezogen. Ist bei einem Landkreis die Ausgangsmesszahl größer als die Umlage-
kraftmesszahl, so erhält dieser Landkreis 50 Prozent des Unterschiedsbetrags als 
Schlüsselzuweisung.
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2. Berechnungsbeispiel für eine Gemeinde

Zugrunde gelegt wird das Beispiel einer fiktiven Gemeinde ohne Berücksichtigung 
von nicht kasernierten Mitgliedern der Stationierungsstreitkräfte und deren Ange-
hörigen.

Erster Schritt: Berechnung der Ausgangsmesszahl

• Ermittlung der Einwohnerzahl 
Einwohnerzahl am 31.12. des 
vorvorhergehenden Jahres 8.355  
durchschnittliche Einwohnerzahl 
der 10 vorangegangenen Jahre 8.147 
zu berücksichtigende Einwohnerzahl  8.355  

• Hauptansatz nach Gemeindegröße  
(114,1 % der zu berücksichtigenden Einwohnerzahl): 9.533

• Ergänzungsansatz für strukturschwache Gemeinden 
(z. B. 2,0 % der zu berücksichtigenden Einwohnerzahl): 167

• Ergänzungsansatz für Kinderbetreuung 
(z. B. 287 Kinder in Tageseinrichtungen): 287

• Summe der Ansätze: 9.987
• einheitlicher Grundbetrag 2025 1.277,53 Euro
• Ausgangsmesszahl (9.987 x 1.277,53 Euro) 12.758.692 Euro

Zweiter Schritt: Steuerkraftmesszahl der Gemeinde 7.897.437 Euro

Dritter Schritt: Berechnung der Schlüsselzuweisungen aus der Differenz von 
Ausgangsmesszahl und Steuerkraftmesszahl

• Unterschiedsbetrag von Ausgangs- und Steuerkraftmesszahl 4.861.255 Euro
• Ausgleichssatz  55 %

Allgemeine Schlüsselzuweisung 2.673.688 Euro
(abgerundet auf den nächsten durch vier teilbaren Euro-Betrag, § 6 FAGDV)
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Sonderschlüsselzuweisung
75 % des Landesdurchschnitts an Steuerkraft je Einwohner 1.181,25 Euro
x Hauptansatz nach der Gemeindegröße (114,1 %) 1.347,81 Euro
– Steuerkraftmesszahl je Einwohner (7.897.437 Euro : 8.355) – 945,23 Euro
Unterschiedsbetrag je Einwohner       402,58 Euro
Unterschiedsbetrag nach Einwohnern (402,58 Euro x 8.355) 3.363.556 Euro

Ausgleichssatz 15 %

Sonderschlüsselzuweisung 504.532 Euro
(abgerundet auf den nächsten durch vier teilbaren Euro-Betrag, § 6 FAGDV)

Schlüsselzuweisung insgesamt
Allgemeine Schlüsselzuweisung 2.673.688 Euro
Sonderschlüsselzuweisung        504.532 Euro

 3.178.220 Euro
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3. Berechnungsbeispiel für einen Landkreis

Zugrunde gelegt wird das Beispiel eines fiktiven Landkreises unter Berücksichti-
gung von nicht kasernierten Mitgliedern der Stationierungsstreitkräfte und deren 
Angehörigen.

Erster Schritt: Berechnung der Ausgangsmesszahl

• Ermittlung der Einwohnerzahl  
 Einwohnerzahl am 31.12. des 
 vorvorhergehenden Jahres 146.052  
 durchschnittliche Einwohnerzahl 
 der 10 vorangegangenen Jahre 144.596 
Für die Berechnung maßgebliche Einwohnerzahl 146.052  
75 % der maßgeblichen Zahl der nicht kasernierten 
Stationierungsstreitkräfte 704  
Einwohner insgesamt 146.756

• Hauptansatz nach Zusammensetzung der Bevölkerung  
(grds. 100 %, aber bei überdurchschnittlich hohem Anteil 
unter 18-Jähriger, z. B. 100,4 %): 147.343

• Ergänzungsansatz für Soziallasten 
(Personen in Bedarfsgemeinschaften; Jahresdurchschnitt für 2023 
z. B. 2.766,33 mal Faktor 3,1 gem. Art. 5 Abs. 2 Nr. 2 BayFAG): 8.576 

• Summe der Ansätze: 155.919
• einheitlicher Grundbetrag 2025 897,75 Euro
• Ausgangsmesszahl (155.919 x 897,75 Euro) 139.976.282 Euro

Zweiter Schritt: Berechnung der Umlagekraftmesszahl

Steuerkraftzahlen seiner kreisangehörigen Gemeinden zzgl. 
Steuerkraftzahlen evtl. vorhandener gemeindefreier Gebiete 162.308.993 Euro
+ 80 % der Vorjahres-Schlüsselzuweisungen seiner
kreisangehörigen Gemeinden 32.145.809 Euro
Umlagegrundlagen 194.454.802 Euro
davon 40 % (= Umlagekraftmesszahl des Landkreises)  77.781.921 Euro
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Dritter Schritt: Berechnung der Schlüsselzuweisungen aus der Ausgangs- und
 Umlagekraftmesszahl

Unterschiedsbetrag zwischen
Ausgangsmesszahl  139.976.282 Euro
und Umlagekraftmesszahl  – 77.781.921 Euro
   = 62.194.361 Euro
Ausgleichssatz 50 %
Schlüsselzuweisung  31.097.180 Euro
(abgerundet auf den nächsten durch vier teilbaren Euro-Betrag, § 6 FAGDV)

II. Grunderwerbsteuerüberlassung (Art. 8 BayFAG)

Wie bereits im vorherigen Abschnitt beschrieben, sind die Gemeinden und Land-
kreise mit 8/21 am Aufkommen der Grunderwerbsteuer beteiligt (Kommunalan-
teil). Der Kommunalanteil wird den Kommunen monatlich nach dem laufenden 
örtlichen Aufkommen durch die Finanzverwaltung überlassen. Dabei erhalten die 
kreisfreien Gemeinden und Großen Kreisstädte den Kommunalanteil in voller Höhe. 
Die übrigen kreisangehörigen Gemeinden teilen sich den Kommunalanteil mit den 
Landkreisen. Die Gemeinde erhält hierbei drei Siebtel, der Landkreis vier Siebtel 
des Kommunalanteils. Die Mittel stehen den Kommunen als sogenannte allgemeine 
Deckungsmittel zur freien Verfügung, das heißt, die Kommunen können über die 
Mittelverwendung eigenständig entscheiden.

III. Einkommensteuerersatz (Art. 1b BayFAG)

Die Gemeinden sind nach Art. 1b BayFAG an der erhöhten Umsatzsteuer beteiligt, 
die der Bund den Ländern zum Ausgleich von Belastungsverschiebungen im Zusam-
menhang mit dem Familienleistungsausgleich (Kindergeld und Kinderfreibeträge) 
und Steuerrechtsänderungen durch das Steuervereinfachungsgesetz 2011 über-
lässt. Auf die Gemeinden entfallen entsprechend ihrer Beteiligung an der Einkom-
mensteuer 26,08 Prozent. Die Aufteilung des Einkommensteuerersatzes auf die 
Gemeinden erfolgt nach denselben Kriterien wie die Aufteilung des kommunalen 
Einkommensteueranteils (siehe Kapitel C. II.).
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IV. Finanzzuweisungen (Art. 7 und 9 BayFAG)

Finanzzuweisungen dienen einem ergänzenden Ausgleich für Belastungen durch 
Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises.

1. Allgemeine Finanzzuweisungen für die Aufgaben des übertrage-
nen Wirkungskreises bzw. Staatsaufgaben (Art. 7 BayFAG)

Die Gemeinden, die Verwaltungsgemeinschaften und die Landkreise erhalten Fi-
nanzzuweisungen als Ersatz des Verwaltungsaufwands für die Aufgaben des über-
tragenen Wirkungskreises, die Landkreise auch als Ersatz des Verwaltungsauf-
wands für die Staatsbehörde Landratsamt.

Die Finanzzuweisungen nach Art. 7 BayFAG werden in folgender Weise gewährt:

• Den Landkreisen wird das volle Aufkommen der vom Landratsamt als Staats-
behörde festgesetzten Kosten (Gebühren und Auslagen) überlassen.

• Den Gemeinden, Verwaltungsgemeinschaften und Landkreisen wird das je-
weilige örtliche Aufkommen der von ihnen erhobenen Verwarnungsgelder und 
Geldbußen überlassen. Die Landkreise erhalten auch die vom Landratsamt als 
Staatsbehörde erhobenen Verwarnungsgelder und Geldbußen.

• Die Gemeinden und Landkreise erhalten Zuweisungen, die nach ihrer Einwoh-
nerzahl bemessen werden (Pro-Kopf-Beträge). Die kreisfreien Gemeinden er-
halten im Jahr 2025, einen Kopfbetrag von 36,84 Euro, die Landkreise und 
kreisangehörigen Gemeinden von jeweils 18,42 Euro je Einwohner.

• Die kreisfreien Gemeinden und Landkreise erhalten zum Ausgleich des Sach-
aufwands der staatlichen Schulämter Zuweisungen, die sich nach ihrer Einwoh-
nerzahl bemessen. Die Pauschalabgeltung beträgt im Jahr 2024 0,16 Euro je 
Einwohner.

• Seit 2024 steht den kreisfreien Gemeinden ferner eine ergänzende Zuweisung 
zu ihren staatlichen Aufgaben im übertragenen Wirkungskreis in Höhe von 
2 Euro je Einwohner und Haushaltsjahr zu.

Die Kopf-Beträge nach Art. 7 BayFAG werden in vier gleichen Raten jeweils zum 
15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November eines Jahres ausbezahlt.
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2. Zuweisungen zu dem Aufwand für Gesundheits- und Veterinärämter, 
Aufgaben der Wasserwirtschaftsämter u. a. (Art. 9 BayFAG)

Zuweisungen für Gesundheitsämter

Die Landratsämter fungieren als staatliche Gesundheitsämter. Die Landkreise er-
halten dafür im Jahr 2025 3,04 Euro je Einwohner. Seit 1. Januar 2025 erhalten 
Landkreise, die ein sektorenübergreifendes Netzwerk nach Art. 7 Abs. 4 des Ge-
sundheitsdienstgesetzes (GDG) eingerichtet haben, für die damit verbundenen Auf-
wendungen zudem eine jährliche pauschale Zuweisung in Höhe von 27.500 Euro.

Die kreisfreien Gemeinden, die kommunale Gesundheitsämter unterhalten – der-
zeit nur München, Nürnberg, Augsburg, Memmingen und Ingolstadt –, erhalten 
im Jahr 2025 staatliche Zuweisungen in Höhe von 8,36 Euro je Einwohner. Kreis-
freie Gemeinden, deren Gesundheitsamt – wie das der Stadt Fürth – nur die Auf-
gaben der Jugendgesundheitspflege wahrnimmt, erhalten 2,51 Euro je Einwohner. 
Die kreisfreien Gemeinden erhalten höhere Zuweisungen je Einwohner, da ihnen 
im Gegensatz zu den Landkreisen kein staatliches Personal zur Verfügung gestellt 
werden kann.

Kreisfreie Gemeinden erhalten darüber hinaus zur Abgeltung des Personal- und 
Sachaufwands für die Durchführung des Pflege- und Wohnqualitätsgesetzes für je-
de ab 1. Januar 2002 neu hinzukommende Einrichtung pauschal 1.700 Euro und 
je angefangene 100 neu hinzukommende Einrichtungsplätze pauschal ebenfalls 
1.700 Euro.

Zuweisungen für Veterinärämter

Für die Wahrnehmung der Aufgaben der staatlichen Veterinärämter und für den 
Vollzug des Futtermittelrechts werden den Landkreisen und kreisfreien Gemeinden 
pauschale Zuweisungen gewährt, die nach der Anzahl der am jeweiligen Veterinär-
amt beschäftigten Tierärzte gestaffelt sind. Für das Jahr 2025 ergeben sich folgen-
de Pauschalen:

• Veterinärämter mit bis zu 2,5 Tierärzten 70.000 Euro,
• Veterinärämter mit mehr als 2,5 bis 4,5 Tierärzten 86.000 Euro,
• Veterinärämter mit mehr als 4,5 bis 6 Tierärzten 119.000 Euro,
• für jeden weiteren vollzeitbeschäftigten Tierarzt 12.500 Euro.
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Kreisfreie Gemeinden erhalten darüber hinaus zur Abdeckung des Personalauf-
wands für jeden hierfür erforderlichen vollzeitbeschäftigten Tierarzt 73.368 Euro 
jährlich.

Zuweisungen für Lebensmittelüberwachung

Für die Wahrnehmung der Aufgaben in der Lebensmittelüberwachung erhalten die 
Landkreise und kreisfreien Gemeinden Zuweisungen, die nach ihrer Einwohnerzahl 
bemessen werden (Pro-Kopf-Beträge). Für 2025 ergeben sich folgende Werte:

• Landkreise 0,14 Euro je Einwohner
• Kreisfreie Gemeinden 0,28 Euro je Einwohner

Darüber hinaus erhalten die Landkreise und kreisfreien Gemeinden seit dem 
1. Juli 2023 für Mindereinnahmen aus der Begrenzung der Fleischhygienegebühren 
bei Schlachtbetrieben mit geringem Durchsatz eine jährliche pauschale Zuweisung 
nach Maßgabe der Bewilligung im Staatshaushalt. Für das Jahr 2025 wird ein Be-
trag von 5 Mio. Euro im Haushalt bereitgestellt. 

Zuweisungen für Wasserwirtschaftsämter

Zur Abdeckung des Personalaufwands für die Wahrnehmung von Aufgaben der 
Wasserwirtschaftsämter erhalten die kreisfreien Gemeinden Zuweisungen nach 
Art. 9 Abs. 6 BayFAG in Höhe von 0,80 Euro je Einwohner, maximal 115.000 Euro 
(der Sachaufwand kann über die Gebühreneinnahmen refinanziert werden). Zusätz-
lich werden nach Größenklassen gestaffelte Pauschalen gewährt. Je nach Einwoh-
nerzahl erhalten kreisfreie Gemeinden mit

• bis zu 90.000 Einwohnern 25.000 Euro,
• 90.001 bis 300.000 Einwohnern 35.000 Euro,
• 300.001 bis 600.000 Einwohnern 50.000 Euro,
• über 600.000 Einwohnern 100.000 Euro.

Die Landkreise nehmen die Aufgaben mit staatlichem Personal wahr und erhalten 
daher keine gesonderten Ausgleichsleistungen.
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V. Bedarfszuweisungen und Stabilisierungshilfen  
(Art. 11 BayFAG)

Durch Bedarfszuweisungen nach Art. 11 BayFAG wird der außergewöhnlichen Lage 
und den besonderen Aufgaben von Gemeinden und Landkreisen im Einzelfall Rech-
nung getragen.

Seit 2012 können strukturschwache bzw. von der demografischen Entwicklung be-
sonders betroffene Kommunen, die sich in einer finanziellen Schieflage befinden 
oder deren finanzielle Leistungsfähigkeit gefährdet ist, bei ihrer Haushaltskonsoli-
dierung durch sog. Stabilisierungshilfen als Sonderform von Bedarfszuweisungen 
unterstützt werden. Es handelt sich um eine staatliche Hilfe zur Selbsthilfe. Voraus-
setzung ist die Einhaltung eines stringenten Konsolidierungskurses auf der Grund-
lage eines Haushaltskonsolidierungskonzeptes. Durch die Konsolidierung ihres 
Haushaltes kann die Kommune ihre Zins- und Tilgungsleistungen nachhaltig verrin-
gern und wieder mehr finanzielle Handlungsspielräume erlangen.

Seit dem Jahr 2019 sind die Stabilisierungshilfen an Gemeinden als Zwei-Säulen-
Modell angelegt: Stabilisierungshilfen werden in erster Linie zur Schuldentilgung 
(Säule 1) und, bei Kommunen, die bereits länger auf Stabilisierungshilfen angewie-
sen sind, als Investitionshilfen (Säule 2) gewährt. Mit den Anpassungen im Antrags-
jahr 2024 erfolgte u. a. eine Entbürokratisierung im Bereich der Zugangsvoraus-
setzung der Kreditaufnahmebeschränkung sowie für erforderliche Zukunftsinves-
titionen in den außerhalb des Haushalts geführten Sparten Energie (insbesondere 
Nahwärme) und Strom. Von Stabilisierungshilfen profitiert besonders der ländliche 
Raum.

Über alle Anträge auf Gewährung einer klassischen Bedarfszuweisung bzw. einer 
Stabilisierungshilfe gemäß Art. 11 BayFAG wird in einer jährlich stattfindenden Ver-
teilerausschusssitzung (Teilnehmer: Vertreter der Staatsministerien der Finanzen 
und für Heimat sowie des Innern, für Sport und Integration und der kommunalen 
Spitzenverbände) im Rahmen einer bayernweiten Gesamtschau entschieden.
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1. Klassische Bedarfszuweisungen

Gemeinden erhalten klassische Bedarfszuweisungen grundsätzlich nur dann, 
wenn sie durch von ihnen nicht zu vertretende Ereignisse und trotz Ausschöp-
fung aller eigenen Einnahmemöglichkeiten nicht mehr in der Lage sind, ihren 
Verwaltungshaushalt auszugleichen bzw. einen negativen Saldo aus laufender 
Verwaltungstätigkeit aufweisen und/oder die Mindestzuführung zum Vermö-
genshaushalt bzw. die ordentliche Tilgung zu erwirtschaften. Dies gilt insbe-
sondere bei starken Gewerbesteuereinbrüchen auf der Einnahmeseite und bei 
hohen finanziellen Belastungen, wie z. B. durch Naturkatastrophen, Altlasten-
sanierungen nach dem Bodenschutzgesetz oder dringende Felssanierungsmaß-
nahmen auf der Ausgabeseite.

Bei Anträgen von Landkreisen wird in erster Linie geprüft, ob eine Struktur-
schwäche vorliegt, d. h. ob ein Landkreis aufgrund seiner spezifischen struktu-
rellen Verhältnisse außergewöhnliche Belastungen zu tragen hat, oder ob eine 
besondere Aufgabenbelastung gegeben ist, die im Regelfall bei anderen Land-
kreisen nicht vorhanden sind und trotz Ausschöpfung der eigenen Möglichkeiten 
zur Selbsthilfe zu besonderen Haushaltsschwierigkeiten führen. Dabei wird die 
finanzielle Gesamtsituation des Gesamthaushalts eines Landkreises gewürdigt.

2. Stabilisierungshilfen

Stabilisierungshilfen sind eine staatliche Hilfe zur Selbsthilfe. Ob und in wel-
cher Höhe einer Kommune eine Stabilisierungshilfe gewährt werden kann, wird 
in der einmal jährlich stattfindenden Verteilerausschusssitzung anhand der von 
der Kommunalaufsicht vorgeprüften Antragsunterlagen entschieden. Stabili-
sierungshilfen können nur bei Einhaltung eines strikten Konsolidierungskurses 
und Erstellung sowie Umsetzung und Fortschreibung eines Haushaltskonsolidie-
rungskonzepts gewährt werden.

Der Konsolidierungskurs wird nach bayernweit einheitlichen Maßstäben beur-
teilt. Durch eigene Konsolidierung im Haushalt und der ergänzenden Gewährung 
von Stabilisierungshilfen soll die Kommune durch eine nachhaltige Verringerung 
der Zins- und Tilgungsleistungen wieder mehr finanzielle Handlungsspielräume 
erlangen. Die Stabilisierungshilfeempfänger sind, zusätzlich zu den bestehenden 
haushaltsrechtlichen Vorgaben, im Rahmen der notwendigen Haushaltskonsoli-
dierung gehalten, grundsätzlich nur unumgängliche, notwendige Investitionen im 
Pflichtaufgabenbereich zu tätigen und diese nach Dringlichkeit zu priorisieren.
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Die Gewährung von Stabilisierungshilfen ist grundsätzlich auf einen Zeitraum 
von maximal fünf Jahren begrenzt. Ab dem sechsten Antragsjahr ist für eine 
weitere Bewilligung von Stabilisierungshilfen ein besonderer Bedarf erforderlich.

Stabilisierungshilfen an Gemeinden

Konsolidierungswillige Gemeinden, die aufgrund objektiver Indikatoren als 
strukturschwach gelten bzw. von der negativen demografischen Entwicklung be-
sonders betroffen sind und sich unverschuldet in einer finanziellen Schieflage 
befinden bzw. deren finanzielle Leistungsfähigkeit gefährdet ist, können Stabili-
sierungshilfen erhalten.

Seit dem Jahr 2019 sind die Stabilisierungshilfen an Gemeinden als Zwei- 
Säulen-Modell angelegt:

Säule 1: Schuldentilgung

Ziel der Säule 1 ist der Abbau von Altschulden und damit die Reduzierung einer 
überdurchschnittlichen Verschuldung sowie eine nachhaltige Verringerung der 
Zins- und Tilgungsleistungen als wesentliche Voraussetzung für die Wiedererlan-
gung hinreichender finanzieller Handlungsspielräume.

Für die Gewährung von Stabilisierungshilfen zur Altschuldentilgung an Gemein-
den müssen die drei Voraussetzungen strukturelle Härte, finanzielle Härte und 
Konsolidierungswille kumulativ erfüllt sein:

• Strukturelle Härte:
Diese kann insbesondere mit einem überdurchschnittlichen Einwohnerrück-
gang in den letzten zehn Jahren vor dem Jahr der Antragstellung, einer weit 
unterdurchschnittlichen Steuerkraft oder einem geringen Einwohner-/Flächen-
verhältnis begründet werden.
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• Finanzielle Härte:
Indikatoren für die Beurteilung sind u. a. der Saldo der freien Finanzspannen 
der letzten fünf Jahre vor Antragstellung oder die Gesamtverschuldung zum 
31. Dezember des Jahres vor Antragstellung in Verbindung mit dem Ver-
hältnis der Kreditaufnahmen zur ordentlichen Tilgung. Für Neuantragsteller, 
also Kommunen, denen seit 2012 keine Stabilisierungshilfen bewilligt wur-
den, gilt als zusätzliche Voraussetzung, dass die Gesamtverschuldung min-
destens 125 % des jeweiligen Größenklassendurchschnitts betragen muss.

• Nachweis eines stringenten Konsolidierungskurses:
Der Konsolidierungskurs ist durch Erarbeitung bzw. jährliche Fortschreibung 
und Umsetzung eines nachhaltigen Haushaltskonsolidierungskonzepts nach-
zuweisen.

Ab dem sechsten Antragsjahr ist für eine weitere Gewährung von Stabilisie-
rungshilfen zusätzlich zu den drei oben genannten Voraussetzungen das Vor-
liegen eines besonderen Bedarfs erforderlich.

Säule 2: Investitionshilfen

Zur Vermeidung bzw. zum Abbau eines Investitionsstaus können Investitions-
hilfen beantragt werden. Diese unterstützen konsolidierungswillige Empfänger 
von Stabilisierungshilfen der Säule 1 bei der Finanzierung von künftig erforder-
lichen Investitionen in die gemeindliche Grundausstattung und von anstehenden 
kommunalen Strukturmaßnahmen (z. B. im Rahmen der interkommunalen Zu-
sammenarbeit).

Für die Gewährung von Investitionshilfen an Gemeinden müssen folgende vier 
Voraussetzungen kumulativ erfüllt sein:

• Bewilligung von bereits drei Raten Stabilisierungshilfen der Säule 1,
• Beschränkung der Kreditaufnahmen auf einen Wert von höchstens 150 % der 

ordentlichen Tilgung,
• Nachweis eines stringenten Konsolidierungskurses durch Erarbeitung und Um-

setzung eines nachhaltigen Haushaltskonsolidierungskonzepts und
• Vorlage des Investitionsprogramms für das laufende Haushaltsjahr und den  

Finanzplanungszeitraum zur Darlegung des Investitionsbedarfs.
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Sofern eine der folgenden Voraussetzungen der Säule 1 „Schuldentilgung“ – struk-
turelle Härte, finanzielle Härte bzw. Vorliegen eines besonderen Bedarfs ab dem 
sechsten Antragsjahr – erstmals nicht mehr vorliegt, wird die Investitionshilfe auf 
einen weiteren Bezugszeitraum von maximal drei Raten begrenzt (einschließlich der 
zum Zeitpunkt des Beginns der Befristung gewährten Rate).

Stabilisierungshilfen an Landkreise

Bei der Gewährung von Stabilisierungshilfen an Landkreise wird insbesondere der 
negativen demografischen Entwicklung Rechnung getragen.

Zur Gewährung von Stabilisierungshilfen an Landkreise müssen die drei Vorausset-
zungen – strukturelle Härte, finanzielle Härte und Konsolidierungswille – kumulativ 
erfüllt sein:

• Strukturelle Härte:
Überdurchschnittlicher Einwohnerrückgang in den letzten zehn Jahren vor dem 
Jahr der Antragstellung oder in den nächsten 20 Jahren. Alternativ kann das 
Vorliegen einer strukturellen Härte auch mit einer weit unterdurchschnittlichen 
Steuerkraft der kreisangehörigen Gemeinden begründet werden.

• Finanzielle Härte:
Unverschuldete Finanz- oder Haushaltsschwierigkeiten des Landkreises sind 
gesondert zu begründen.

• Nachweis eines stringenten Konsolidierungskurses:
Der Konsolidierungskurs ist durch Erarbeitung bzw. jährliche Fortschreibung 
und Umsetzung eines nachhaltigen Haushaltskonsolidierungskonzepts nachzu-
weisen.

Ab dem sechsten Antragsjahr ist für eine weitere Gewährung von Stabilisierungs-
hilfen zusätzlich zu den drei oben genannten Voraussetzungen das Vorliegen eines 
besonderen Bedarfs erforderlich.
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Ein begrenzter Anteil einer Stabilisierungshilfe kann auch für notwendige investi-
ve Maßnahmen zur notwendigen Verbesserung und zum Erhalt der kommunalen 
Grundausstattung (z. B. Schulen, Kreisstraßen/Brücken, Krankenhäuser) verwen-
det werden.

Weitere Einzelheiten zur Gewährung von Bedarfszuweisungen und Stabilisierungs-
hilfen können auf der Internetseite des Staatsministeriums der Finanzen und für 
Heimat unter dem Link http://www.stmfh.bayern.de/kommunaler_finanzaus-
gleich/bedarfszuweisungen/ eingesehen werden.

VI. Zuweisungen zu den Kosten der Schülerbeförderung  
(Art. 10a BayFAG)

Die Beförderung der Schüler bestimmter Schularten ist durch den Aufgabenträger 
(Bezirk, Landkreis, kreisfreie Gemeinde, kreisangehörige Gemeinde, Schulverband) 
sicherzustellen. Der Freistaat Bayern gewährt den Aufgabenträgern zu den Kosten 
der notwendigen Schülerbeförderung pauschale Zuweisungen. Diese decken im 
Landesdurchschnitt 60 Prozent der Schülerbeförderungskosten ab. Im Jahr 2025 
sind dafür 300 Millionen Euro vorgesehen.

Die Schülerbeförderung umfasst die Schüler

• öffentlicher Grund-, Mittel- und Förderschulen,
• öffentlicher oder staatlich anerkannter Realschulen, Gymnasien, Berufsfach-

schulen (ohne Berufsfachschulen in Teilzeitform) und zweistufiger Wirtschafts-
schulen und drei- beziehungsweise vierstufiger Wirtschaftsschulen bis Jahr-
gangsstufe 10,

• öffentlicher oder staatlich anerkannter privater Berufsschulen bei Vollzeitunter-
richt,

• öffentlicher oder staatlich anerkannter Gymnasien, Berufsschulen, Berufsfach-
schulen (ohne Berufsfachschulen in Teilzeitform), Fachoberschulen und Berufs-
oberschulen, die wegen einer dauernden Behinderung auf eine Beförderung an-
gewiesen sind.

Eine Beförderung durch öffentliche oder private Verkehrsmittel ist notwendig, wenn 
der Schulweg in einer Richtung mehr als drei Kilometer – bei Schülern der Jahr-
gangsstufen 1 bis 4 mehr als zwei Kilometer – beträgt und der Schulweg auf ande-
re Weise nach den örtlichen Gegebenheiten und allgemeiner Verkehrsauffassung 

http://www.stmfh.bayern.de/kommunaler_finanzausgleich/bedarfszuweisungen/
http://www.stmfh.bayern.de/kommunaler_finanzausgleich/bedarfszuweisungen/
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nicht zumutbar ist oder eine dauernde Behinderung der Schüler die Beförderung 
erfordert. Bei besonders beschwerlichen oder gefährlichen Schulwegen kann auch 
bei kürzeren Wegstrecken die Notwendigkeit der Beförderung anerkannt werden.

Für bestimmte Schüler, die keinen Beförderungsanspruch haben, erstattet der Auf-
gabenträger die Kosten der notwendigen Beförderung, soweit die nachgewiesenen, 
vom Unterhaltsleistenden aufgewendeten Gesamtkosten der Beförderung ab dem 
Schuljahr 2023/2024 eine Belastungsgrenze von 320 Euro pro Schüler und Schul-
jahr oder bei mehreren Kindern eine Familienbelastungsgrenze von 490 Euro je 
Schuljahr übersteigen.

Das gilt für Schüler an

• öffentlichen und staatlich anerkannten privaten Gymnasien, Berufsfachschulen 
(ohne Berufsfachschulen in Teilzeitform) und Wirtschaftsschulen ab Jahrgangs-
stufe 11,

• an öffentlichen und staatlich anerkannten privaten Fachoberschulen und Be-
rufsoberschulen sowie

• für Schüler im Teilzeitunterricht an öffentlichen und staatlich anerkannten pri-
vaten Berufsschulen.

Hat ein Unterhaltsleistender für drei oder mehr Kinder Anspruch auf Kindergeld 
nach dem Bundeskindergeldgesetz oder vergleichbare Leistungen, werden die von 
ihm aufgewendeten Kosten der notwendigen Beförderung der Schüler in voller Hö-
he bis zum Ende des jeweiligen Schuljahres erstattet; die Familienbelastungsgren-
ze vermindert sich dabei anteilig. Das Gleiche gilt, wenn ein Unterhaltsleistender 
oder ein Schüler Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB XII) oder auf Bürgergeld nach § 19 Abs. 1 des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB II) hat. Die Kostenerstattung erfolgt auf Antrag gegen 
Vorlage insbesondere der entsprechenden Fahrausweise; der Antrag ist bis spätes-
tens 31. Oktober für das vorangegangene Schuljahr zu stellen.

Die pauschalen Zuweisungen des Freistaats Bayern zur notwendigen Schülerbeför-
derung werden in vier gleichen Raten jeweils zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August 
und 15. November eines Jahres ausbezahlt. Sie werden wie folgt ermittelt: Zunächst 
werden getrennte Massen für die verschiedenen Aufgabenträgergruppen nach dem 
tatsächlichen Beförderungsaufwand des vorvorhergehenden Jahres gebildet. Dann 
wird in jeder Masse jeweils eine Hälfte der Zuwendung nach der Zahl der Schüler 
mit Beförderungsanspruch des vorhergehenden Jahres und die andere Hälfte nach 
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den Beförderungsausgaben im vorvorhergehenden Jahr verteilt. Aufgabenträger, 
bei denen die pauschalen Zuweisungen unter einem bestimmten Prozentsatz ihrer 
Aufwendungen eines Jahres liegen, erhalten im Rahmen der im Staatshaushalt zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel einen Härteausgleich.

VII. Investitionspauschalen (Art. 12 BayFAG)

Die Gemeinden und Landkreise erhalten zur Finanzierung von Investitions-, In-
standsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen Investitionspauschalen. Diese 
Zuweisungen sind nicht an bestimmte Vorhaben gebunden und können auch in 
Rücklagen angespart werden. Entsprechend muss auch kein Verwendungsnach-
weis geführt werden. Dadurch werden – in Relation zur Fördersumme verwaltungs-
aufwändige – Förderverfahren für kleinere Investitionen vermieden und die Selbst-
verantwortung der Zuweisungsempfänger gestärkt. Die Investitionspauschalen 
werden in zwei gleichen Raten jeweils zum 20. März und zum 20. September eines 
Jahres ausgezahlt.

Die Investitionspauschalen für die Gemeinden werden nach deren Einwohnerzahl 
und finanzieller Leistungsfähigkeit (Umlagegrundlagen je Einwohner; vgl. Kapitel F. 
I.) berechnet. Für kleinere Gemeinden ist ein Mindestbetrag vorgesehen. Die Inves-
titionspauschalen der Landkreise orientieren sich an der Summe der Investitions-
pauschalen ihrer kreisangehörigen Gemeinden.

Für die Verteilung der Investitionspauschalen werden Teilmassen für kreisfreie Ge-
meinden, kreisangehörige Gemeinden und Landkreise gebildet. Vor der Aufteilung 
auf die Teilmassen wird dem Ansatz für die Investitionspauschale (2025: 446 Millio-
nen Euro) zunächst der Betrag entnommen, der erforderlich ist, um die Investitions-
pauschalen kleinerer Gemeinden auf Mindestbeträge zu erhöhen. Vom Restbetrag 
erhalten kreisfreie Gemeinden 20 Prozent, kreisangehörige Gemeinden 45 Prozent 
und die Landkreise 35 Prozent.

Für die Verteilung der für die Gemeinden bestimmten Teilmassen werden die Ein-
wohner der einzelnen Gemeinde danach gewichtet, in welchem Verhältnis die Um-
lagegrundlagen je Einwohner der Gemeinde zum Landesdurchschnitt jeweils der 
kreisfreien bzw. kreisangehörigen Gemeinden stehen. Gemeinden mit höherer Um-
lagekraft je Einwohner erhalten eine niedrigere Investitionspauschale pro Einwoh-
ner als Gemeinden, die eine geringere Umlagekraft aufweisen. Gemeinden, deren 
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Umlagekraft mehr als das Doppelte des für sie maßgeblichen Landesdurchschnitts 
beträgt, erhalten keine Investitionspauschale.

Die Investitionspauschalen für kleinere kreisangehörige Gemeinden werden auf 
einen – nach der Umlagekraft gestaffelten – Mindestbetrag aufgestockt. Hierdurch 
werden gezielt kleine Gemeinden gestärkt. Je nach Umlagekraft ergeben sich aus-
gehend von einem Basis-Mindestbetrag für 2025 (bei durchschnittlicher Umlage-
kraft einer Gemeinde) von 110.000 Euro Mindestbeträge zwischen 60.500 Euro 
für finanzstarke Gemeinden (Umlagekraft je Einwohner zwischen 150 Prozent und 
höchstens 200 Prozent des maßgebenden Landesdurchschnitts) und 159.500 Euro 
für finanzschwache Gemeinden (Umlagekraft je Einwohner unter 50 Prozent).

Bei einem zu erwartenden erheblichen Bevölkerungsrückgang erhalten Gemeinden 
und Landkreise seit 2012 einen „vorausschauenden“ Demografiezuschlag auf die 
Investitionspauschale. Zur Berechnung des Demografiezuschlags wird der prozen-
tuale Rückgang der Einwohnerzahl ausgehend von der Einwohnerzahl am maßge-
benden Stichtag bis zum 31. Dezember des zehnten auf den Stichtag folgenden 
Jahres ermittelt. Berechnungsgrundlage ist die Bevölkerungsvorausberechnung des 
Landesamts für Statistik. Seit dem Jahr 2024 wird der Demografiezuschlag bereits 
ab einem voraussichtlichen Bevölkerungsrückgang von 3 Prozent (bisher 5 Prozent) 
gewährt, um strukturschwache Kommunen noch stärker zu unterstützen. In diesen 
Fällen wird die Investitionspauschale, gegebenenfalls aufgestockt auf den Mindest-
betrag, mit dem positiven Prozentsatz des voraussichtlichen Bevölkerungsrück-
gangs multipliziert und der sich so ergebende Zuschlag zur Investitionspauschale 
addiert.

Die auf die Landkreise entfallende Finanzmasse wird in dem Verhältnis auf die ein-
zelnen Landkreise verteilt, in dem die Summe der Investitionspauschalen (vor An-
hebung auf den Mindestbetrag und Demografiezuschlag) der dem jeweiligen Land-
kreis angehörenden Gemeinden zur Summe der Investitionspauschalen sämtlicher 
kreisangehöriger Gemeinden steht. Bei einem zu erwartenden Bevölkerungsrück-
gang von 3 Prozent und mehr erhalten auch die Landkreise den Demografiezu-
schlag auf ihre Investitionspauschale.
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VIII. Kommunaler Hochbau (Art. 10 BayFAG)

Die pauschalen Leistungen im kommunalen Finanzausgleich (etwa Schlüsselzu-
weisungen und Investitionspauschalen) können nur wiederkehrende typisierte 
Belastungen der Kommunen abdecken. Sie werden daher durch spezielle Projekt-
förderungen ergänzt. Die Hochbauförderung nach Art. 10 BayFAG ist hierfür ein 
klassisches Beispiel. Die Zuweisungen für den kommunalen Hochbau sollen ins-
besondere gewährleisten, dass in allen Regionen Bayerns eine in etwa gleichwerti-
ge Infrastruktur im Bereich der öffentlichen Schulen und Kindertageseinrichtungen 
vorgehalten werden kann. Bei ihrer Höhe werden die finanziellen Verhältnisse des 
Antragstellers umfassend und individuell berücksichtigt.

Grundlage für die Antragstellung, Bewilligung und Auszahlung der Zuweisungen 
sind die allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere die Ver-
waltungsvorschriften zu Art. 44 BayHO. Sie werden durch die Richtlinie über die 
Zuweisungen des Freistaats Bayern zu kommunalen Baumaßnahmen im kommuna-
len Finanzausgleich (FAZR) ergänzt.

1. Förderfähige Maßnahmen

Nach Art. 10 BayFAG werden gefördert:

• Öffentliche Schulen einschließlich schulisch bedarfsnotwendiger Sportanlagen,
• Schülerheime,
• Kindertageseinrichtungen und
• kommunale Theater und Konzertsäle.

Förderfähig sind die zuweisungsfähigen Ausgaben für Neubau, Umbau, Erweiterung 
sowie General- und Teilsanierung. Maßnahmen können nur gefördert werden, wenn 
deren abschließend festgestellten zuweisungsfähigen Ausgaben die Bagatellgrenze 
von 100.000 Euro überschreiten. Durch Elementarschadensereignisse verursach-
te Schäden sowie Maßnahmen zur Umsetzung von Barrierefreiheit bzw. Inklusion 
sind förderfähig, wenn deren zuweisungsfähige Ausgaben mindestens 25.000 Euro 
betragen. Maßnahmen der laufenden Instandhaltung oder Anmietungen sind nicht 
förderfähig. Lediglich bei Kindertageseinrichtungen und schulischen Ganztagsan-
geboten kann als Ausnahmetatbestand die vorübergehende Anmietung von Räu-
men gefördert werden (Einmalförderung).
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Eine Generalsanierung kann gefördert werden, wenn sie wirtschaftlich ist und die 
zuweisungsfähigen Ausgaben mindestens 25 Prozent der vergleichbaren Neubau-
kosten betragen. Werden Generalsanierungen erstmals 25 Jahre nach Inbetriebnah-
me eines Gebäudes notwendig, wird ohne gesonderte Prüfung davon ausgegangen, 
dass sie nicht durch mangelhaften Bauunterhalt veranlasst sind. Teilsanierungen 
in Form von Einzelmaßnahmen können gefördert werden, wenn sie ihrem Umfang 
nach mit einer Generalsanierung vergleichbar sind.

Zuweisungsfähig ist auch der Erwerb eines Gebäudes (abzüglich der auf den Grund-
erwerb entfallenden Ausgaben) einschließlich notwendiger Umbau- oder Instand-
setzungsmaßnahmen, wenn dadurch ein an sich notwendiger Neu- oder Erweite-
rungsbau entbehrlich wird.

Empfänger staatlicher Zuweisungen nach Art. 10 BayFAG sind ausschließlich Ge-
meinden, Landkreise, Bezirke, Verwaltungsgemeinschaften, Schulverbände und 
kommunale Zweckverbände, nicht aber selbständige Kommunalunternehmen des 
öffentlichen Rechts oder kommunale Unternehmen in den Rechtsformen des Pri-
vatrechts.

Wird eine Baumaßnahme von einem anderen Träger durchgeführt und beteiligt sich 
die Kommune mit einem Baukostenzuschuss, so kann die Kommune hierzu staat-
liche Zuweisungen erhalten. Wesentliche Voraussetzung ist, dass das Vorhaben des 
Maßnahmeträgers der Kommune die Last einer eigenen Baumaßnahme im Rahmen 
ihres Aufgabenbereichs abnimmt und der Maßnahmeträger die sonstigen Förder-
voraussetzungen erfüllt.

2. Allgemeine Fördervoraussetzungen

• Finanzielle Leistungsfähigkeit
Die Kommune muss in der Lage sein, die notwendigen Eigenmittel aufzubringen 
und auch die zu erwartenden Folgekosten in der Zukunft zu finanzieren.

• Fachliche Genehmigung
Vor Beginn einer Baumaßnahme müssen in der Regel die Planunterlagen fach- 
lich geprüft werden.
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• Bindungsfrist
Eine geförderte Baumaßnahme muss grundsätzlich mindestens 25 Jahre ent-
sprechend dem Zuweisungszweck verwendet werden. Bei kürzerer Nutzungs-
zeit ist ein zeitanteiliger Betrag zurückzuerstatten, es sei denn, das Projekt wird 
für andere förderfähige kommunale Zwecke oder zur Erfüllung anderer kommu-
naler Aufgaben des Zuweisungsempfängers verwendet und es werden hieraus 
keine entsprechenden Einnahmen erzielt. Abweichend hiervon ist die Errich-
tung temporärer Bauten förderfähig, wenn die Nutzung für mindestens zehn 
Jahre gesichert und der Bedarf hierfür festgestellt ist.

• Vorherige Zustimmung der Bewilligungsbehörde zum Maßnahmebeginn
Zuweisungen nach Art. 10 BayFAG dürfen grundsätzlich nur für Maßnahmen 
gewährt werden, die noch nicht begonnen worden sind. Vor Beginn der Bau-
maßnahme bedarf es zwingend eines entsprechenden Bewilligungsbescheides 
oder der vorherigen Zustimmung zum vorzeitigen Maßnahmebeginn durch die 
Bewilligungsbehörde.

• Wirtschaftlichkeit
Bereits im Kommunalrecht ist der Grundsatz der sparsamen und wirtschaft-
lichen Haushaltsführung verankert. Staatliche Zuweisungen werden auch nur 
dann gewährt, wenn die Maßnahme wirtschaftlich geplant ist.

3. Zuweisungsfähige Ausgaben

Grundlage für die staatliche Förderung kommunaler Baumaßnahmen sind nicht die 
Gesamtkosten, sondern die sogenannten zuweisungsfähigen Ausgaben. Hierdurch 
wird eine Beteiligung des Freistaats Bayern an fachlich nicht notwendigen Bauaus-
führungen vermieden.

Um die Ermittlung der zuweisungsfähigen Ausgaben zu vereinfachen, wurden so-
genannte Kostenrichtwerte festgelegt. Diese werden regelmäßig überprüft und bei 
wesentlichen Änderungen des Baupreisindex des Statistischen Bundesamtes der 
Kostenentwicklung angepasst.

Bei Neubaumaßnahmen und Erweiterungsbauten gelten die Kostenrichtwerte als 
Kostenpauschalen. In diesen Fällen hat der Maßnahmeträger die Höhe der tatsäch-
lich entstandenen Ausgaben nicht mehr nachzuweisen. Bei Umbauten und General-
sanierungen gelten die Kostenrichtwerte als Kostenhöchstwerte. Der Maßnahme-
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träger muss hier die Ausgaben nachweisen, die maximal bis zur Höhe des Kosten-
höchstwerts anerkannt werden können.

Nicht zuweisungsfähig sind hingegen

• Ausgaben für den Grunderwerb,
• Ausgaben der öffentlichen Erschließung,
• Ausgaben der beweglichen Einrichtung (ausgenommen die erstmalige berufs-

spezifische Ausstattung bei Berufsschulen),
• Ausgaben der Verwaltungs- und Behördenleistungen,
• Ausgaben für Übergangsmaßnahmen sowie
• Ausgaben für Wohnräume (z. B. Hausmeisterwohnung).

4. Höhe der Zuweisung

Der Förderrahmen für Zuweisungen nach Art. 10 BayFAG beträgt 0 bis 80 Prozent. 
Bei der Bemessung der jeweiligen Förderhöhe sind die Bedeutung der Baumaßnah-
me, die finanzielle Lage des Zuweisungsempfängers unter Berücksichtigung der de-
mografischen Entwicklung, ein über das Hoheitsgebiet des Zuweisungsempfängers 
hinausgehendes Einzugsgebiet, das Staatsinteresse und die Höhe der verfügbaren 
Mittel zu berücksichtigen. 

Die finanzielle Lage einer Kommune ist in einer Gesamtschau mit mehrjähriger Be-
trachtung der Finanzdaten insbesondere anhand folgender Kriterien zu beurteilen:

• Finanzkraft,
• Steuerkraft (Art. 4 Abs. 1 BayFAG) und Ausschöpfung der eigenen Steuerein-

nahmemöglichkeiten,
• Größe einer Baumaßnahme im Verhältnis zum Volumen des Verwaltungshaus-

halts,
• Höhe der freien Finanzspanne und der Rücklagen,
• Verhältnis zwischen Schuldendienst und Finanzkraft,
• Gesamtbelastung des Zuweisungsempfängers durch investive Pflichtaufgaben 

im Finanzplanungszeitraum.

Für Kommunen, deren finanzielle Lage dem Landesdurchschnitt vergleichbarer 
Kommunen entspricht, wird ein Fördersatz-Orientierungswert von 50 Prozent zu 
Grunde gelegt.
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Für Baumaßnahmen an schulisch bedarfsnotwendigen Hallenbädern, die in inter-
kommunaler Zusammenarbeit durchgeführt werden, wird ein Aufschlag von 10 Pro-
zentpunkten auf den regulären Fördersatz gewährt.

Finanzschwache Kommunen, die von der demografischen Entwicklung besonders 
negativ belastet sind, können in begründeten Einzelfällen eine Förderquote von bis 
zu 90 Prozent erhalten. Die Gewährung eines „vorausschauenden Demografiezu-
schlags“ im Rahmen der Investitionspauschale nach Art. 12 BayFAG gilt hierfür als 
zusätzliche Fördervoraussetzung.

5. Zuweisungsantrag und Bewilligung

Zuweisungsanträge sind bei der jeweils zuständigen Regierung (Bewilligungsbe-
hörde) einzureichen. Dem Zuweisungsantrag ist ein Finanzierungsplan sowie eine 
Übersicht über die finanziellen Verhältnisse der Kommune beizufügen. Sind an 
der Maßnahme mehrere Kommunen beteiligt, so ist die Finanzlage aller Kommu-
nen und die Verteilung der Ausgaben darzustellen. Sofern aus der Vermietung von 
nach Art. 10 BayFAG geförderten Projekten Mieteinnahmen erzielt werden, ist die 
Vorlage einer Mietberechnung sowie einer Bestätigung erforderlich, wonach das 
Mietentgelt keine durch die staatlichen Zuweisungen gedeckten Investitionskosten-
anteile enthält.

Die Zuweisungen nach Art. 10 BayFAG werden von der Regierung durch schrift-
lichen Bescheid bewilligt. Nach Fertigstellung der Maßnahme ist ein Nachweis über 
die zweckentsprechende Verwendung der Zuwendung vorzulegen (Verwendungs-
nachweis).

Bei Förderungen mit Kostenpauschalen (Neubaumaßnahmen und Erweiterungen) 
genügt anstelle des Verwendungsnachweises eine Verwendungsbestätigung. Die 
Vorlage einzelner Nachweise entfällt dadurch.
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6. Besonderheiten der Schulbauförderung

Die Grundsätze über die in Schulen erforderlichen Räume und deren Größe sind 
in der Schulbauverordnung (SchulbauV) enthalten. Bei der staatlichen Förderung 
kann berücksichtigt werden, was für einen ordnungsgemäßen Schulbetrieb erfor-
derlich ist. Die Vollzugshinweise des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus 
zur Schulbauverordnung konkretisieren die Festlegungen der Schulbauverordnung 
zum notwendigen Raumbedarf und bieten den Schulaufwandsträgern in begrün-
deten Fällen die Möglichkeit, den Basiswert der förderfähigen Fläche um bis zu 
20 Prozent auszuweiten.

Der Kostenrichtwert für Schulgebäude beträgt derzeit (Stand 14. Februar 2025) 
6.909 Euro pro Quadratmeter zuweisungsfähiger Fläche. Für die Errichtung von 
überdachten Sportstätten und Freisportanlagen sind eigene bedarfsgerechte Kos-
tenrichtwerte festgelegt worden.

Kommunale Bauinvestitionen zum Ausbau gebundener und offener Ganztagsschul-
standorte werden im Rahmen der Zuweisungen nach Art. 10 BayFAG zu verbesser-
ten Konditionen gefördert („FAGplus15“). Voraussetzung hierfür ist, dass im Rah-
men des Antrags auf schulaufsichtliche Genehmigung der zu erwartende Bedarf 
für ein ganztägiges Bildungs- und Betreuungsangebot nachgewiesen wird und ent-
sprechende Räumlichkeiten im Raumprogramm vorgesehen sind. Gefördert wird 
der für ein Ganztagsangebot notwendige Raumbedarf. Zur Vermeidung von Härten 
wird die für Förderungen nach Art. 10 BayFAG allgemein geltende Bagatellgrenze 
(= Mindesthöhe der zuweisungsfähigen Ausgaben) von 100.000 Euro halbiert. Die 
Kommunen erhalten einen Aufschlag von 15 Prozentpunkten auf ihren „üblichen“ 
Fördersatz. Der Höchstfördersatz beträgt 90 Prozent.
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7. Besonderheiten der Förderung von Kindertageseinrichtungen

Unter den Begriff der Kindertageseinrichtung fallen Kinderkrippen, Kindergärten, 
Horte und altersgemischte Einrichtungen. Die Förderung setzt voraus, dass die 
Kindertageseinrichtung nach Art. 19 des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreu-
ungsgesetzes (BayKiBiG) förderfähig ist. Sie beschränkt sich auf den nach Art. 7 
BayKiBiG anerkannten Bedarf.

Für die verschiedenen Arten von Kindertageseinrichtungen wurden Summenraum-
programme entwickelt, die jeweils die maximal förderfähigen Flächen enthalten. 
Flächenmäßige Abweichungen bei einzelnen Raumarten können bei anderen Raum-
arten ausgeglichen werden. Den zuweisungsfähigen Ausgaben liegt derzeit (Stand: 
14. Februar 2025) einheitlich ein Kostenrichtwert von 7.161 Euro pro Quadratme-
ter zuweisungsfähiger Fläche zugrunde.

8. Anmietung von Räumen

Bei Kindertageseinrichtungen und schulischen Ganztagsangeboten ist ausnahms-
weise auch eine zeitlich beschränkte Förderung für die Anmietung von Räumen 
möglich, wenn sich dadurch Investitionen zur Abdeckung eines nur vorübergehen-
den Bedarfs erübrigen oder bei einem langfristigen Bedarf der Zeitraum bis zur Er-
stellung der jeweiligen Kindertageseinrichtung überbrückt werden kann. Die Miet-
dauer darf höchstens fünf Jahre betragen.

9. Besonderheiten der Förderung von kommunalen Theatern und 
Konzertsälen

Förderfähig sind Investitionen für kommunale Theater- und Konzertsaalbauten, 
wenn dort kommunal getragene professionelle Theater oder Orchester ihren Sitz 
haben und Betriebskostenzuschüsse oder institutionelle Zuschüsse des Bayeri-
schen Staatsministeriums für Wissenschaft und Kunst erhalten. Als kommunale 
Theater gelten dabei auch solche, die zwar in privater Rechtsform geführt werden, 
auf die jedoch eine Kommune beherrschenden Einfluss ausüben kann. Zuweisungs-
fähig sind die Ausgaben für Neu-, Um- und Erweiterungsbauten und Sanierungen 
sowie für technische Einbauten im Bereich der Bühne und des Zuschauerraumes, 
soweit diese Baumaßnahmen für den Spielbetrieb notwendig sind.
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Förderfähig sind ferner Investitionen für kommunale Kultureinrichtungen von über-
regionaler Bedeutung am Sitz einer Bezirksregierung, die auch als Theater bzw. 
Konzertsaal genutzt werden, sofern die Kommune nicht über einen aus Mitteln des 
Art. 10 BayFAG geförderten Theater- und Konzertsaalbau verfügt. Auch kommu-
nale Theater- und Konzertsaalbauten ohne eigenes Ensemble, aber mit ganzjäh-
rigem professionellen Spielbetrieb mit regelmäßig mindestens 100 Theater- oder 
Konzertvorstellungen können gefördert werden. Voraussetzung ist allerdings, dass 
die Kommune nicht bereits über einen aus Mitteln des Art. 10 BayFAG geförderten 
oder in staatlicher Trägerschaft befindlichen Theater- oder Konzertsaalbau verfügt.

IX. Krankenhausfinanzierung (Art. 10b BayFAG)

1. Allgemeines

Der Krankenhausfinanzierung liegt ein duales Finanzierungskonzept zugrunde. Die
Investitionskosten werden durch die Länder grundsätzlich in voller Höhe gefördert. 
Dadurch werden die Krankenkassen und mit ihnen mittelbar – über die Sozialversi-
cherungsbeiträge – die Arbeitskosten entlastet. Die laufenden Kosten des Kranken-
hausbetriebs werden durch die Erlöse aus den Pflegesätzen beziehungsweise den 
Fallpauschalen gedeckt. Für deren Höhe ist der Bund verantwortlich.

Investitionsfördermittel werden nur für akut-stationäre Krankenhäuser gewährt, 
die in den Krankenhausplan des Freistaats Bayern aufgenommen worden sind. Der 
Krankenhausplan enthält die für die bedarfsgerechte Versorgung der Bevölkerung 
erforderlichen Krankenhäuser nach Standort, Zahl der Betten und teilstationären 
Plätzen, Fachrichtungen und Versorgungsstufe. 

Im Jahr 2025 stehen in Bayern für die Krankenhausinvestitionsförderung insgesamt 
800 Millionen Euro zur Verfügung. Die Fördermittel werden gemeinsam vom Staat 
und den Kommunen (Kommunalanteil, siehe Kapitel F. II. 1.) aufgebracht. Hinzu 
kommen Fördermittel aus dem beim Bundesamt für Soziale Sicherung errichteten 
Strukturfonds. Die Mittel dienen zur Förderung bestimmter Vorhaben zur Verbesse-
rung der Strukturen in der Krankenhausversorgung.
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2. Die wichtigsten Fördermaßnahmen nach dem BayKrG

Einzelförderung von Investitionen (Art. 11 BayKrG)

Folgende Investitionen werden auf der Grundlage des Bayerischen Krankenhaus-
gesetzes (BayKrG) einzeln gefördert:

• Die Errichtung von Krankenhäusern (Umbau, Erweiterungsbau, Neubau) ein-
schließlich der damit in notwendigem Zusammenhang stehenden Erstausstat-
tung mit den für den Krankenhausbetrieb erforderlichen Anlagegütern, sowie 
die Generalsanierung,

• die Wiederbeschaffung einschließlich der Ergänzungsbeschaffung von mittel-
fristigen Anlagegütern (durchschnittliche Nutzungsdauer von mehr als 15 Jah-
ren),

• die Ergänzungsbeschaffung von kurzfristigen Anlagegütern (durchschnittliche 
Nutzungsdauer von mehr als drei und bis zu 15 Jahren), soweit die Ergänzung 
über die übliche Anpassung an die medizinische und technische Entwicklung 
wesentlich hinausgeht.

Voraussetzung für die Einzelförderung ist die Aufnahme der Maßnahme in das Jah-
reskrankenhausbauprogramm und die Durchführung eines fachlichen Prüfungsver-
fahrens. Außerdem muss die Kostengrenze für die Pauschalförderung überschritten 
sein (Art. 12 Abs. 1 Nr. 2 BayKrG).

Das Jahreskrankenhausbauprogramm wird jährlich gemeinsam vom Staatsminis-
terium für Gesundheit, Pflege und Prävention und vom Staatsministerium der Fi-
nanzen und für Heimat aufgestellt. Dabei werden auch sogenannte „Vorwegfest-
legungen“ für die Bauprogramme der folgenden vier Jahre getroffen. Für die vorweg 
festgelegten Baumaßnahmen soll bereits vor der Aufnahme in das jeweilige Bau-
programm einem vorzeitigen Maßnahmebeginn zugestimmt werden; die Zustim-
mung kann auch nachträglich erfolgen. Voraussetzung für die Zustimmung ist, dass 
der Krankenhausträger mit der Maßnahme erst begonnen hat, nachdem er von der 
zuständigen Behörde nach Durchführung des fachlichen Prüfungsverfahrens das 
Prüfungsergebnis erhalten hat. Zudem muss er sein Einverständnis zu diesem Prü-
fungsergebnis sowie zur Übernahme der Vorfinanzierungskosten erklären und die 
Gesamtfinanzierung auf Basis dieses Prüfungsergebnisses nachweisen.

Im Rahmen des fachlichen Prüfungsverfahrens wird überprüft, ob das Vorhaben 
im Rahmen der Krankenhausplanung bedarfsgerecht ist, es unter Einbeziehung der 
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Betriebskosten den Grundsätzen der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit entspricht 
und ob die Gesamtfinanzierung gesichert ist.

Vorhaben mit förderfähigen Kosten, die über der Kostengrenze für die Pauschalför-
derung gem. Art. 12 Abs. 1 Nr. 2 BayKrG liegen, aber einen Betrag von 2,5 Millio-
nen Euro nicht überschreiten, werden nicht einzeln in das Jahreskrankenhausbau-
programm aufgenommen, sondern in einem vereinfachten Verfahren eigenständig 
von den Regierungen im Rahmen der ihnen vom Staatsministerium der Finanzen 
und für Heimat zur Verfügung gestellten Regierungskontingente gefördert. Im Jahr 
2025 steht den Regierungen ein Regierungskontingent von bayernweit 40 Millionen 
Euro zur Verfügung.

Die Vorhaben werden durch Festbeträge gefördert. Mit dem Krankenhausträger ist 
darüber Einvernehmen anzustreben.

Pauschalförderung (Art. 12 BayKrG)

Krankenhäuser erhalten auf Antrag außerdem pauschale Fördermittel. Durch die 
Pauschalen werden die Wiederbeschaffung einschließlich der Ergänzungsbeschaf-
fung von kurzfristigen Anlagegütern ebenso abgegolten wie der „kleine Baubedarf“. 
Dazu gehören Investitionen, bei denen die Kosten einschließlich Umsatzsteuer die 
Kostengrenze von einem Fünftel der Jahrespauschale des einzelnen Krankenhauses 
nicht übersteigen.

Förderung von Nutzungsentgelten (Art. 13 BayKrG)

Anstelle der Einzelförderung von Investitionen können auf Antrag Entgelte für die 
Nutzung von Anlagegütern (z. B. Miete oder Leasingkosten) gefördert werden, 
soweit die Errichtung oder Beschaffung des Anlageguts unmöglich oder weniger 
wirtschaftlich ist. Außerdem ist erforderlich, dass ein krankenhausplanerisches In-
teresse vorliegt und die Förderbehörde der Nutzungsvereinbarung vor ihrem Ab-
schluss zugestimmt hat.

Förderung von Lasten aus Investitionsdarlehen (Art. 15 BayKrG)

Hat ein Krankenhausträger vor Aufnahme des Krankenhauses in den Krankenhaus-
plan für förderfähige, vor diesem Zeitpunkt entstandene Investitionskosten Darle-
hen aufgenommen, so werden auf Antrag die seit der Aufnahme in den Kranken-
hausplan entstandenen Lasten des Schuldendienstes gefördert.
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Zudem können Darlehenslasten aus Investitionen für einzelne (bisher anderweitig 
genutzte) Gebäude von bereits in den Krankenhausplan aufgenommenen Kranken-
häusern gefördert werden, wenn diese erstmals einer bedarfsgerechten akut-sta-
tionären Nutzung zugeführt werden und dies wirtschaftlicher ist als eine Einzelför-
derung von Investitionen nach Art. 11 BayKrG.

Förderung bei Schließung oder Umstellung von Krankenhäusern 
einschließlich Eigenmittelausgleich (Art. 16, 17 BayKrG)

Bei einer Schließung von Krankenhäusern oder Krankenhausabteilungen oder ihrer 
Umstellung auf andere Aufgaben werden auf Antrag pauschale Ausgleichszahlun-
gen gewährt, um für den Krankenhausträger unvermeidbare Härten abzumildern.

Die Ausgleichszahlungen betragen bei einer Schließung oder Umstellung von Kran-
kenhäusern 12.000 Euro für jeden ausscheidenden Behandlungsplatz und bei einer 
Schließung oder Umstellung von Krankenhausabteilungen 30.000 Euro für jede auf-
gegebene Fachrichtung zuzüglich 6.000 Euro für jeden in diesem Zusammenhang 
ausscheidenden Behandlungsplatz. Werden die abgebauten Behandlungsplätze le-
diglich an ein anderes Krankenhaus verlagert bzw. die abgebaute Fachrichtung an 
einem anderen Krankenhaus neu aufgebaut, entfällt der Anspruch. Der Anspruch 
ist auch ausgeschlossen, wenn die Schließung oder Umstellung im Rahmen eines 
Insolvenzverfahrens abgewickelt wird.

Der Abbau einzelner Behandlungsplätze wird über eine zweijährige Auslaufregelung 
bei der Gewährung der Jahrespauschale erleichtert (Art. 12 Abs. 2 BayKrG).

Im Zusammenhang mit dem Ausscheiden eines Krankenhauses oder einer Be-
triebsstätte aus dem Krankenhausplan kann außerdem auf Antrag ein Eigenmittel-
ausgleich gewährt werden. Voraussetzung hierfür ist, dass bei Beginn der Förde-
rung mit Eigenmitteln beschaffte Anlagegüter vorhanden waren, deren regelmäßige 
Nutzungsdauer zu diesem Zeitpunkt noch nicht abgelaufen war. Die pauschale Aus-
gleichsleistung pro Behandlungsplatz beträgt 500 Euro. Bei entsprechenden Nach-
weisen kann – unter Gegenrechnung von geförderten Ersatzinvestitionen – auch 
ein höherer Ausgleichsbetrag gewährt werden.
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X. Kommunaler Straßenbau und Öffentlicher 
Personennahverkehr (Art. 13, 13a – h BayFAG)

1. Straßenbau und -unterhalt

Für die Förderung des Baus, Ausbaus und Unterhalts von Straßen in der Baulast 
von Gemeinden und Landkreisen stellt der Freistaat Mittel aus dem Kraftfahrzeug-
steuerersatzverbund (2025: insgesamt 638 Millionen Euro) zur Verfügung, davon 
160 Millionen Euro für die Förderung von Kommunalstraßenbaumaßnahmen nach 
dem BayGVFG.

Förderfähig sind grundsätzlich

• der Bau, Ausbau und Unterhalt von Kreis- und Gemeindestraßen sowie von 
Ortsdurchfahrten von Bundes-, Staats- und Kreisstraßen, soweit diese in der 
Baulast von Gemeinden stehen,

• der Bau und Ausbau von bestimmten Geh- und Radwegen bzw. der Ausbau von 
öffentlichen Feld- und Waldwegen, soweit dadurch der Bau eines verkehrlich 
notwendigen Geh- und Radweges entbehrlich wird,

• der Bau öffentlicher Umsteigeanlagen an Straßen zur Verringerung des moto-
risierten Individualverkehrs einschließlich zugehöriger öffentlicher Fahrradab-
stellanlagen,

• der Bau von in gemeindlicher Sonderbaulast stehenden Ortsumfahrungen bzw. 
Entlastungsstraßen im Zuge von Staatsstraßen sowie

• unter bestimmten Voraussetzungen die Änderung bestehender Kreuzungen 
zwischen Staats- und Gemeinde- oder/und Kreisstraßen, der Bau von unselbst-
ständigen Rad wegen und unselbstständigen Geh- und Radwegen an Staatsstra-
ßen, der Bau oder Ausbau von Radschnellwegen und anderen Radwegen sowie 
der Ausbau von öffentlichen Feld- und Waldwegen mit Verkehrsbedeutung für 
den überörtlichen Radverkehr,

• bauliche Maßnahmen zur Herstellung der Barrierefreiheit und Verbesserung der 
Zuwegung im Übergangsbereich vom Individual- zum öffentlichen Verkehr. 

Für die Förderhöhe und das Förderverfahren gelten die Bestimmungen für den 
kommunalen Straßenbau entsprechend auch für Baumaßnahmen der letzten drei 
Spiegelstriche.
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Die Förderung des kommunalen Straßenbaus und -unterhalts erfolgt in Form von ge-
zielten Zuweisungen zu Kommunalstraßenbaumaßnahmen (Art. 13c Abs. 1 BayFAG), 
in Form von als Festbeträge ausgestalteten Pauschalzuweisungen zum Straßenun-
terhalt (Art. 13a und Art. 13b BayFAG) und in Form von Straßenausbaupauschalen 
zu Straßenausbaubeitragsmaßnahmen im Sinn des Art. 5 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 1 
KAG (Art. 13h BayFAG).

Straßenunterhaltspauschalen für größere Gemeinden  
(Art. 13a BayFAG)

Gemeinden mit mehr als 5.000 Einwohnern, die bis einschließlich 2010 am ört-
lichen Kraftfahrzeugsteueraufkommen beteiligt waren und bis 30. Juni 2011 nicht 
die Gewährung von Straßenunterhaltszuschüssen nach Art. 13b Abs. 2 BayFAG (in 
der damals geltenden Fassung) beantragt haben, erhalten seit 2011 pauschale Zu-
weisungen in Form eines Festbetrags auf Basis des Durchschnitts ihrer Beteiligung 
an ihrem Kraftfahrzeugsteueraufkommen in den Jahren 2008 bis 2010 und unter 
Berücksichtigung des Ergebnisses der 2015 durchgeführten Revision.

Die Mittel sind zweckgebunden für den Straßenbau und -unterhalt zu verwenden. 
Ein Verwendungsnachweis ist jedoch nicht erforderlich.

Straßenunterhaltspauschalen für kleinere Gemeinden  
(Art. 13b Abs. 2 BayFAG)

Gemeinden, die keine Leistungen nach Art. 13a BayFAG erhalten, also Gemeinden 
mit weniger als 5.000 Einwohnern oder Gemeinden, die von dem oben geschilder-
ten Antragsrecht gem. Art. 13b Abs. 2 FAG a.F. Gebrauch gemacht haben, werden 
bei der Finanzierung der Straßenunterhaltskosten für ihre Gemeindestraßen (Ge-
meindeverbindungsstraßen und Ortsstraßen) durch pauschale Zuweisungen unter-
stützt. Diese sind als Festbeträge ausgestaltet und basieren auf der Höhe der im 
Jahr 2010 gewährten Leistungen unter Berücksichtigung des Ergebnisses der 2015 
durchgeführten Revision. Ihre Höhe richtet sich damit nicht mehr nach der Länge 
des jeweiligen Gemeindestraßennetzes.

Die Mittel sind in erster Linie für den Unterhalt der Gemeindestraßen bestimmt, 
können aber auch zur Finanzierung von Straßenbaumaßnahmen verwendet wer-
den. Ein Verwendungsnachweis ist nicht zu führen.
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Kreisstraßenpauschalen (Art. 13b Abs. 1 BayFAG)

Die Landkreise erhalten für den Bau und Ausbau sowie den Unterhalt ihrer Kreis-
straßen Pauschalzuweisungen auf Basis der ihnen im Jahr 2010 für 2010 jeweils 
gewährten Kreisstraßenpauschalen und unter Berücksichtigung des Ergebnisses 
der 2015 durchgeführten Revision. Mittelbar richtet sich die Höhe der Zuwendun-
gen weiterhin nach dem Verhältnis der Einwohnerzahl zur Länge des Kreisstraßen-
netzes, was in erster Linie Flächenlandkreisen zugutekommt.

Härtefonds (Art. 13c BayFAG)

Die Mittel des Härtefonds sind zum Ausgleich besonderer Belastungen und zur 
Minderung von Härten bestimmt, die sich bei der pauschalen Verteilung der Mittel 
des Kraftfahrzeugsteuerersatzverbundes ergeben können. Im Jahr 2025 werden im 
Härtefonds 133,4 Millionen Euro zur Verfügung gestellt.

Bis zu 60 Prozent der Härtefondsmittel (2025: 67,3 Millionen Euro) dürfen gemäß 
Art. 13c Abs. 2 BayFAG für Baumaßnahmen verwendet werden, die dem öffentli-
chen Personennahverkehr dienen, zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse einer 
Gemeinde dringend erforderlich sind und nach GVFG oder BayGVFG gefördert wer-
den. Hierunter fallen zum Beispiel der Bau oder Ausbau von Betriebshöfen, zentra-
len Werkstätten, zentralen Omnibusbahnhöfen, Haltestelleneinrichtungen oder von 
verkehrswichtigen Umsteigeanlagen. Zudem gehört dazu auch der Bau oder Aus-
bau von Verkehrswegen der S- und U-Bahnen sowie Straßenbahnen, soweit diese 
überwiegend auf besonderem Bahnkörper oder auf Streckenabschnitten mit gesi-
cherter Bevorrechtigung der Bahnen geführt werden (siehe Kapitel E. X. 2.).

Die übrigen Härtefondsmittel (2025: 66,1 Millionen Euro) werden zur Förderung 
des Baus oder Ausbaus insbesondere von kommunalen Straßen oder bestimm-
ten Geh- und Radwegen verwendet (Art. 13c Abs. 1 BayFAG, § 13 Abs. 1 FAGDV), 
soweit diese Baumaßnahmen u. a. zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in 
den Gemeinden dringend notwendig sind und für den Vorhabenträger eine Härte 
darstellen (z. B. infolge besonders hoher Kosten einer Straßenbaumaßnahme pro 
Kilometer Ausbaulänge oder weil das Vorhaben trotz angespannter Finanzlage un-
verzüglich durchgeführt werden muss). Die Mittel können in diesen Fällen auch zur 
Komplementärfinanzierung von nach dem BayGVFG geförderten Baumaßnahmen 
eingesetzt werden. Zudem werden daraus auch die Kosten für die Beseitigung von 
Elementarschäden an Kommunalstraßen und Brücken (z. B. Hochwasserschäden) 
gefördert. Die Einzelheiten sind in den RZStra geregelt.
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Darüber hinaus können Kommunen, die infolge ihrer klimatischen Verhältnis-
se überdurchschnittlich durch den Winterdienst belastet sind, aus dem Härte-
fonds pauschale Zuschläge zu den Straßenunterhaltspauschalen nach Art. 13a 
und Art. 13b BayFAG erhalten. Die Höhe dieser Winterdienstkostenpauschalen 
basiert auf den im Jahr 2011 gewährten Pauschalen. Sie wurden 2015 entspre-
chend dem Ergebnis der bei den Straßenunterhaltspauschalen nach Art. 13a und 
Art. 13b BayFAG durchgeführten Überprüfung der Höhe der Festbeträge angepasst.

Förderung des kommunalen Straßenbaus nach dem BayGVFG  
(Art. 13g BayFAG)

Für die Förderung des Kommunalstraßenbaus nach dem BayGVFG stehen in 2025 
Fördermittel in Höhe von 160 Millionen Euro zur Verfügung. Hieraus können Zu-
wendungen an Kommunen zum Bau oder Ausbau von u. a.

• verkehrswichtigen innerörtlichen Straßen mit Ausnahme von Anlieger- und Er-
schließungsstraßen, Zubringerstraßen zum überörtlichen Verkehrsnetz, zwi-
schenörtlichen Straßen, selbstständigen Geh- und Radwegen, öffentlichen 
Feld- und Waldwegen mit Bedeutung für den Radverkehr,

• besonderen Fahrspuren für Omnibusse,
• Straßen im Zusammenhang mit der Stilllegung von Eisenbahnstrecken,
• intelligenten straßenseitigen Verkehrssystemen zur Erhöhung der Sicherheit 

und Leichtigkeit des Verkehrs,
• öffentlichen Umsteigeparkplätzen an Straßen zur Verringerung des motorisier-

ten Individualverkehrs sowie
• öffentlichen Verkehrsflächen für in Bebauungsplänen ausgewiesene Güterver-

kehrszentren
gewährt werden (vgl. Art. 2 Nr. 1 BayGVFG).

Die Grundlagen für die Förderung des Baus und Ausbaus von Straßen in kommuna-
ler Straßenbaulast nach dem BayGVFG sind in den RZStra geregelt.
 
Zudem wird mittlerweile aus Mitteln des Art. 13g BayFAG auch der Landesanteil 
bei Kreuzungen einer Eisenbahn des Bundes oder einer nichtbundeseigenen Eisen-
bahn mit einer Straße in kommunaler Baulast nach § 13 Abs. 2 EKrG finanziert (vgl. 
Art. 14 Abs. 3 BayFAG). Handelt es sich um Maßnahmen an einer Kreuzung mit 
einer Eisenbahn des Bundes, trägt der Bund die Hälfte, die Eisenbahn des Bundes 
ein Drittel und das Land, in dem die Kreuzung liegt, ein Sechstel der Kosten (§ 13 
Abs. 2 Satz 1 EKrG). Bei Maßnahmen an einer Kreuzung einer nichtbundeseigenen 
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Eisenbahn mit einer Straße in kommunaler Baulast trägt der Freistaat zwei Drittel 
und die nichtbundeseigene Eisenbahn ein Drittel der kreuzungsbedingten Kosten, 
wenn die erforderliche Kreuzungsvereinbarung nach dem 31. Dezember 2021 ge-
troffen wird (§ 13 Abs. 2 Satz 2 i. V. m. § 20 EKrG). Der früher von der beteiligten 
Kommune zu tragende Kostenanteil an der Kreuzungsmaßnahme und die dazu be-
stehende BayGVFG-Förderung sind entfallen.

Straßenausbaupauschalen (Art. 13h BayFAG)

Nach dem Wegfall der Straßenausbaubeiträge werden die Gemeinden bei Straßen-
ausbaubeitragsmaßnahmen im Sinn des Art. 5 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 1 KAG (Ver-
besserung oder Erneuerung von Ortsstraßen, beschränkt-öffentlichen Wegen, in 
der Baulast der Gemeinden stehenden Teilen von Ortsdurchfahrten und der Stra-
ßenbeleuchtung) seit dem Jahr 2019 u. a. mit staatlichen Zuweisungen in Form 
der Straßenausbaupauschalen unterstützt. Die Gemeinden dürfen diese Mittel 
auch für investive Maßnahmen an Erschließungsanlagen verwenden, bei denen am 
1. April 2021 seit dem Beginn der erstmaligen technischen Herstellung mindestens 
25 Jahre vergangen sind. Unter Beachtung dieser Zweckbindung bewirtschaften die 
Gemeinden ihre Straßenausbaupauschalen eigenverantwortlich und sparen diese 
gegebenenfalls solange an, bis ein zweckentsprechender Einsatz möglich ist. Hier-
zu empfiehlt sich eine interne Dokumentation.

Die Pauschalmittel werden nach dem Verhältnis der Siedlungsflächen verteilt. Die 
Mindestpauschale beträgt 10.000 Euro. Die Mittel werden jeweils zum 1. Juli eines 
Jahres ausbezahlt.

Daneben können von den Gemeinden seit dem Haushaltsjahr 2019 außerhalb des 
kommunalen Finanzausgleichs Erstattungsleistungen nach Art. 19 Abs. 9 KAG für 
entgangene Beiträge beantragt werden. Die Erstattungsleistungen werden den Ge-
meinden für bereits begonnene oder fertiggestellte Straßenausbaubeitragsmaß-
nahmen gewährt, für die infolge der Abschaffung der Straßenausbaubeiträge keine 
Beiträge mehr erhoben werden können. Bei noch nicht begonnenen Maßnahmen 
werden die von den Gemeinden getätigten Aufwendungen für Planung und Vorbe-
reitung erstattet.

Der Ansatz für die Straßenausbaupauschalen im kommunalen Finanzausgleich 
(85 Millionen Euro im Jahr 2025) soll künftig in gleichem Maße erhöht werden, in 
dem der Ansatz für die Erstattungsleistungen nach dem KAG sukzessive zurückge-
führt werden kann. Er soll im Endausbau 150 Millionen Euro betragen.
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2. Öffentlicher Personennahverkehr

Förderung des Baus und Ausbaus von Infrastruktureinrichtungen 
des ÖPNV

Für die Förderung von Investitionen für Einrichtungen des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs stehen neben Landesmitteln nach dem BayGVFG (2025: rund 
76,1 Millionen Euro) sowie Art. 13c Abs. 2 BayFAG (2025: 67,3 Millionen Euro) 
auch GVFG-Bundesmittel für die Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den Ge-
meinden (2025: rund 55 Millionen Euro, siehe auch Kapitel D. III.) sowie Zuweisun-
gen des Bundes nach dem Gesetz zur Regionalisierung des Schienenpersonennah-
verkehrs zur Verfügung.

Gefördert werden u. a. nachfolgende Vorhaben, soweit sie dem ÖPNV dienen:

• Bau und Ausbau von Verkehrswegen der Straßenbahnen, Hoch- und Unter-
grundbahnen sowie Bahnen besonderer Bauart, soweit sie überwiegend auf be-
sonderem Bahnkörper oder auf Streckenabschnitten, die eine Bevorrechtigung 
der Bahnen durch geeignete Bauformen beziehungsweise Fahrleitsysteme si-
cherstellen, geführt werden,

• Bau oder Ausbau von Verkehrsanlagen der S-Bahnen,
• Bau oder Ausbau von zentralen Omnibusbahnhöfen und Haltestelleneinrichtun-

gen sowie von Betriebshöfen und zentralen Werkstätten,
• Beschleunigungsmaßnahmen im ÖPNV, insbesondere rechnergesteuerte Be-

triebsleitsysteme und technische Maßnahmen zur Steuerung von Lichtsignalan-
lagen (also z. B. Busvorrangschaltungen und Busspuren).
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Ausschließlich nach dem BayGVFG wird zudem die Beschaffung (Fahrzeugförde-
rung) von Omnibussen und Schienenfahrzeugen (U- und Straßenbahnen) gefördert.

Die Mittel nach Art. 13c Abs. 2 BayFAG (siehe Kapitel E. X. 1. Unterpunkt Härte-
fonds) werden bei Vorhaben des Baus oder Ausbaus von Verkehrswegen und -an-
lagen des (allgemeinen) ÖPNV und der S-Bahnen aufgrund der Regelungen des 
BayÖPNVG als Komplementärförderung zu den Bundes- und Landesfördermitteln 
(GVFG und BayGVFG) gewährt. Eine Förderung von Baumaßnahmen aus Mitteln des 
GVFG-Bundesprogramms ist u. a. nur dann möglich, wenn die förderfähigen Kosten 
mehr als 30 Millionen Euro betragen.

Die Grundlagen für die Förderung von Infrastruktureinrichtungen des ÖPNV nach 
dem GVFG-Bundesprogramm / BayGVFG und BayFAG sind in den RZÖPNV gere-
gelt.

Betriebskostenförderung nach dem BayÖPNVG

Die Aufgabenträger des allgemeinen öffentlichen Personennahverkehrs (Landkrei-
se und kreisfreie Gemeinden) erhalten gemäß Art. 27 BayÖPNVG des mit Wirkung 
zum 1. Januar 2024 geänderten BayÖPNVG vom Freistaat allgemeine Zuweisungen, 
sog. ÖPNV-Zuweisungen, insbesondere für folgende Zwecke des ÖPNV:

• Finanzierung von Ausgleichsleistungen für die Erbringung gemeinwirtschaftli-
cher Verpflichtungen, die sich auf das Angebot, die Tarife (einschließlich Ge-
meinschaftstarife), den Vertrieb oder die Qualität des ÖPNV beziehen,

• Einrichtung und Verdichtung von Taktverkehren,
• Ausweitung von Bedienzeiträumen,
• Einführung oder Erweiterung von ergänzenden Bedienformen oder
• Vorhaltung, Erneuerung, Erweiterung oder Dekarbonisierung der Fahrzeugflotte 

und die dafür erforderlichen Anlagen.

Die Zuweisungen werden aus den als Festbetrag ausgestalteten Mitteln des 
Art. 13d BayFAG (2025: 94,3 Millionen Euro) gewährt. Dabei gehen rund 66 Pro-
zent der Mittel in die Fläche und 34 Prozent in die Ballungsräume München, Re-
gensburg, Nürnberg/Fürth/Erlangen, Würzburg und Augsburg. Im Einzelnen sind 
bei der Mittelverteilung folgende Kriterien nach Art. 28 BayÖPNVG maßgebend:
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• im Gebiet des Aufgabenträgers im allgemeinen ÖPNV gefahrene Nutzplatzkilo-
meter,

• Umfang, in dem der Aufgabenträger die allgemeinen Anforderungen des ÖPNV 
(u. a. bedarfsgerechte Strecken und Bedienungsangebote, Fahrzeuge entspre-
chend dem Stand der Technik, Berücksichtigung der Belange behinderter und 
älterer Menschen) und den Bedienungsstandard (z. B. angemessene Erschlie-
ßung mit ÖPNV unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit, Berücksichtigung der unterschiedlichen Bedürfnisse in Ver-
dichtungsräumen und ländlichen Bereichen) erfüllt,

• erforderlicher Aufwand zur Gewährleistung einer angemessenen Verkehrsbe-
dienung,

• finanzielle Leistungsfähigkeit des Aufgabenträgers und
• Qualität einer vorhandenen oder neu zu gründenden Verkehrskooperation, ins-

besondere der Grad der erreichten Verkehrsverbesserung sowie der Nutzen für 
die Allgemeinheit.

Die Aufgabenträger müssen dabei einen Mindesteigenmitteleinsatz von 33 1/3 
Prozent des Gesamtdefizits erbringen.

Näheres ist in den RZÖPNV geregelt.

XI. Zuweisungen an die Bezirke (Art. 15 BayFAG)

Der Staat gewährt den Bezirken nach Art. 15 BayFAG eine Zuweisung zu den Belas-
tungen, die ihnen insbesondere als Trägern der Eingliederungshilfe und als überört-
lichen Trägern der Sozialhilfe erwachsen. Im Jahr 2025 stehen für die Zuweisungen 
gemäß Art. 15 BayFAG rund 836,5 Millionen Euro zur Verfügung.

Ähnlich wie bei den Schlüsselzuweisungen wird die im Staatshaushalt für die Zu-
weisungen an die Bezirke bereitgestellte Finanzmasse so verteilt, dass eine im Ver-
hältnis zur jeweiligen Aufgabenbelastung zu schwache Einnahmesituation des je-
weiligen Bezirks in hohem Maße ausgeglichen wird.

Bei der Berechnung der Zuweisung wird ähnlich wie bei den Landkreisschlüsselzu-
weisungen zunächst eine Ausgangsmesszahl ermittelt. Diese bildet die Aufgaben-
belastung des Bezirks ab und wird dann einer Umlagekraftmesszahl gegenüber-
gestellt. Ist die Ausgangsmesszahl höher als die Umlagekraftmesszahl, erhält der 
jeweilige Bezirk 75 Prozent der Differenz als Zuweisung.
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Bestimmung der Ausgangsmesszahl

Die Ausgangsmesszahl wird ermittelt, indem ein fiktiver Einwohneranteil des Be-
zirks mit einem Grundbetrag vervielfältigt wird. Der Grundbetrag ist dabei eine blo-
ße Rechengröße, die dazu dient, dass die vorgegebene Finanzmasse zur Verteilung 
kommt.

Der fiktive Einwohneranteil wird ermittelt, indem die Einwohnerzahl Bayerns mit 
dem jeweils für den einzelnen Bezirk ermittelten Prozentsatz vervielfacht wird. Die-
ser Prozentsatz ergibt sich zu 65 Prozent aus der Zusammensetzung der Bevölke-
rung (Bevölkerungskomponente) und zu 35 Prozent aus der Höhe der einschlägigen 
Nettoausgaben (Ausgabenkomponente).

Die Bevölkerungskomponente stellt zur Hälfte auf den prozentualen Anteil des ein-
zelnen Bezirks an den Einwohnern insgesamt ab und zur Hälfte auf den prozen-
tualen Anteil des Bezirks an speziellen Einwohnergruppen, bei denen eine größere 
Wahrscheinlichkeit besteht, Leistungen vom Bezirk als überörtlichem Sozialhilfe-
träger und Träger der Eingliederungshilfe zu beziehen. Für die Aufgabe der Einglie-
derungshilfe wird die Zahl der Menschen mit schwerer Behinderung berücksichtigt, 
für die Hilfe zur Pflege diejenigen Einwohner, die das 85. Lebensjahr vollendet ha-
ben.

Die Ausgabenkomponente entspricht dem prozentualen Anteil des jeweiligen Be-
zirks an der Summe der tatsächlichen Nettoausgaben aller Bezirke für die Sozial-
hilfe und Eingliederungshilfe.

Aus den Prozentsätzen der Bevölkerungs- und Ausgabenkomponente wird entspre-
chend der festgelegten Gewichtung (65 Prozent der Bevölkerungskomponente, 
35 Prozent der Ausgabenkomponente) ein zusammengefasster Prozentsatz errech-
net, mit dem die tatsächliche Einwohnerzahl des betreffenden Bezirks multipliziert 
wird. Dies ergibt die fiktive Einwohnerzahl, die multipliziert mit dem Grundbetrag 
zur Ausgangsmesszahl führt.

Bestimmung der Umlagekraftmesszahl

Die Umlagekraftmesszahl beträgt 17 Prozent der Umlagegrundlagen nach Art. 21 
Abs. 3 Satz 2 BayFAG (Steuerkraftzahlen sowie 80 Prozent der Gemeindeschlüssel-
zuweisungen des vorangegangenen Haushaltsjahres).
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F. Umlagen

Umlagen sind Leistungen der Gemeinden und Landkreise an die jeweils nächsthö-
here kommunale Ebene oder den Staat. Die Umlagen werden nach der Leistungs-
fähigkeit der Kommunen bemessen. Deshalb tragen sie neben den Schlüsselzuwei-
sungen maßgeblich zur Ausgleichswirkung des Finanzausgleichs bei.

I. Umlagen zwischen den kommunalen Ebenen

1. Kreisumlagen

Die Landkreise erheben bei ihren kreisangehörigen Gemeinden eine Kreisumlage.

Bemessungsgrundlage für die Kreisumlage sind die sogenannten Umlagegrundla-
gen. Dies sind die jeweils gültigen Steuerkraftzahlen (vgl. Kapitel E. I. 1.) der kreis-
angehörigen Gemeinden und 80 Prozent der im Vorjahr an die kreisangehörigen 
Gemeinden geflossenen Schlüsselzuweisungen.

Die Kreisumlage wird vom Kreistag jährlich in Form eines Prozentsatzes der Um-
lagegrundlagen neu festgesetzt (2024 gut 50,0 Prozent). Sie wird bei den kreis-
angehörigen Gemeinden als den Umlageschuldnern in gleichen monatlichen Raten 
erhoben. Die Umlagesätze dürfen im jeweils laufenden Jahr nur einmal geändert 
werden. Eine eventuelle Erhöhung muss dabei vor dem 1. Juni beschlossen sein.

2. Bezirksumlagen

Ähnlich wie die Landkreise erheben die Bezirke eine Bezirksumlage bei ihren Land-
kreisen und kreisfreien Gemeinden.

Umlagegrundlagen sind die Steuerkraftzahlen der Gemeinden und der gemeinde-
freien Gebiete und 80 Prozent der Gemeindeschlüsselzuweisungen des vorange-
gangenen Haushaltsjahrs.

Die durchschnittliche Bezirksumlage lag 2025 bei 23,39 Prozent der Umlagegrund-
lagen.
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II. Umlagen der Kommunen an den Freistaat Bayern

1. Krankenhausumlage
Krankenhausinvestitionskosten werden nach Maßgabe des Krankenhausfinanzie-
rungsgesetzes (KHG) und des Bayerischen Krankenhausgesetzes (BayKrG) geför-
dert. Die hierfür erforderlichen Mittel werden, soweit sie nicht durch Finanzhilfen 
des Bundes gedeckt werden, je zur Hälfte vom Staat und von den Kommunen zur 
Verfügung gestellt. Der Kommunalanteil wird von den Landkreisen und kreisfrei-
en Gemeinden über die Krankenhausumlage aufgebracht (Art. 10b BayFAG). Diese 
wird je zur Hälfte nach der Einwohnerzahl und den Umlagegrundlagen (vgl. Kapitel 
F. I. 2.) bemessen.

2. Gewerbesteuerumlage
Die Gewerbesteuerumlage ist nicht unmittelbarer Teil des kommunalen Finanzaus-
gleichs. Sie ist in Kapitel C. I. näher beschrieben.

Umlagen zwischen den kommunalen Ebenen
und Umlagen an den Staat BUND

KOMMUNEN
 

Bezirke 
 

Landkreise 
 

Gemeinden 

Interkommunale  
Umlagen: 
•Bezirksumlage 
•Kreisumlage

Finanzströme zu Gunsten und zu 
Lasten der Kommunen,
etwa Verkehrsfinanzierung und 
Gewerbesteuerumlage (tw.)

FREISTAAT BAYERN

Steuerverbünde Allgemeiner 
Staatshaushalt

•  Einzelplan 13, Kapi-
tel 10:  
Allgemeine 
Finanzzuwei sungen 
im Rahmen des kom-
munalen Finanzaus-
gleichs

•  Sonstige Einzelpläne

Allgemeiner 
Steuerverbund

„Verbundmasse“ = Landesanteile an 
der Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer, Mindeststeuer, Umsatz-
steuer (ohne im Rahmen spezieller 
Regelungen an die Kommunen aus-
gereichte oder dem Land für eigene 
Ausgaben überlassene Anteile) plus 
Gewerbesteuerumlage

Grunderwerb-
steuerverbund
8/21 der 
Steuereinnah-
men des Staates  
(= rund 38 %) 

Kfz-Steuer-
ersatzverbund
70 % der 
Einnahmen des 
Staates aus dem 
Kompensations-
betrag des 
Bundes

Einkommen-
steuerersatz

26,08 % des erhöhten  
Landesanteils an der 
Umsatzsteuer zur Kom-
pensation von Minder-
einnahmen bei der Ein-
kommensteuer aufgrund 
verschiedener  
gesetzlicher Maßnahmen

Kommunale Umlagen an den 
Staat (und teilweise an Bund): 
• Gewerbesteuerumlage 
• Krankenhausumlage
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